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Zum GHewerhßkſchaftskongreß.
Eine Jdee, deren Beſprechung eigentlich nie von der Tages-vrdnung hätte verſchwinden ſotlen die aber durch die Erſtrebung

näher liegender Gewerkſchaftsziele ſeit langen Jahren in den
Hintergrund getreten iſt, iſt die der Verſchmelzung aller
Gewerkſchaften zu einer Union. Neu iſt dieſe Jdee
ja nicht; ſchon vor dreißig Jahren wurde ſie in einem Artikel
des Volksſtaats befürwortet, und Bebel hat im Anhang zu
ſeiner voriges Jahr erſchienenen Broſchüre über die Gewerk-
r vewegtng und die politiſchen Parteien des Artikels ge-
dacht.

Seitdem ſind zwar einzelne Gewerkſchaften groß und ſtark
geworden neben ihnen beſtehen jedoch zahlreiche kleine und
ſchwache Verbände, die kaum jemals nach Lage der Sache zu
einer rüſtigen Entwickelung werden gelangen können. Selbſt
die Schaffung von gewerkſchaftlichen Jnduſtrieverbänden
iſt nach einigen Anläufen ſtecken geblieben, obwohl dieſe An-
läufe als recht gut gelungen bezeichnet werden müſſen und zu

Vorgehen nach dieſer Richtung hätten Anlaß geben
ollen.

Nun ſteht es außer Zweifel, daß die Errichtung einer all-
gemeinen, ſämtliche Berufe umfaſſenden Gewerkſchafts Union
ſich nicht über das Knie brechen läßt, daß ſie vielmehr nur in
einem gewiſſen Reifeſtadium der Gewerkſchaftsbewegung vor-
genommen werden kann. Aber die fortgeſetzte Beſprechung der
Frage hilft eben dieſen Reifepunkt ſchneller erreichen, und da
in drei Wochen der allgemeine Gewerkſchaſtskongreß in Stutt-
gart tagen wird, dürfte jetzt die Zeit geeignet ſein zu einer
Ausſprache über die Jdee der GewerkſchaſtsUnion.

Ein Dresdener Partei r macht damit den Anfang durcheinen Artikel, den die Sach Arbeiter Zeitung an leitender

Stelle veröffentlicht und dem die folgenden Ausführungen ent-
nommen ſind:

Jſt denn die Jdee eines möglichſt engen Zuſammenſchluſſes
aller Gewerkſchaften heute ein überwundener Standpunkt, ſo
daß es ſich nicht lohnt, dieſe Frage wieder einmal zu be-
ſprechen Gewiß nicht. Zwar haben wir heute große und
auch innerlich ſtarke Gewerkſchaften, die im ſtande ſind, das
Intereſſe ihrer Mitglieder zu wahren die ſogar, im Bewußt-
ſein ihrer Macht, manchmal in den Fehler verfallen, ihre
eigenen Kräfte zu überſchätzen, doch hat der Uusgang des
amerikaniſchen Stahlarbeiterſtreiks eine heilſame Lehre geliefert.
Und jener Streik wurde doch gewiß von einer ſtarken Gewerk-
ſchaftsorganiſation geführt. Gerade dieſer Kampf hat, ver
anlaßt, daß man ſich jetzt mit dem Gedanken eines engeren
Zuſammenſchluſſes aller Gewerkſchaften in Amerika ernſtlich be-
ſchäftigt. Damit geben die dortigen großen Gewerkſchaftenauch re bisherige Zurückhaltung gegen die kleineren auf. Ja,

ſelbſt in Auſtralien, wo die Gewerkſchaften geradezu glänzende
Erfolge erzielt und ſich eine unerreicht achtunggebietende
Stellung errungen haben, geht man ſchon ſeit längerer Zeit
daran, durch Gründung einer Union das bereits
Erreichte dauernd zu ſichern.

Auch die deutſchen Gewerkſchaften haben ſich ſchon in der
J t. tn

Generalkommiſſion zu Hamburg in gewiſſer Art zuſammen-
gethan, aber niemandem wird einfallen, zu behaupten, daß
dieſer „Zuſammenſchluß“ zur Erringung und Sicherung wirt-
ſchaftlicher Erfolge dienen könne. Nicht einmal in agitatoriſcher
Hinſicht hat die Generalkommiſſion die genügenden Kom-
petenzen. Von ihr verlangen die größeren Gewerkſchaften, daß
ſie die Gründung von kleinen und kleinſten Gewerkſchaften
verhindern ſoll (durch Nichtanerkennung u. ſ. w.), weil ſonſt
Zerſplitterung in die deutſche Gewerkſchaftsbewegung getragen
werde. Das iſt gewiß richtig, aber unter den gegebenen Ver-
häliniſſen kann die Generalkommiſſion gar nicht hindernd
wirken. Gerade durch Gründung einer Union würde die Ver-
ſchmelzung der kleinen Berufsorganiſationen mit den großen
IJnduſtrieverbänden erleichtert werden. Es beſteht ja kein
Zweifel, daß große Jnduſtrie-Verbände notwendig durch die
ganze, induſtrielle Entwickelung bedingt werden. Wenigſtens
bricht dieſe Erkenntnis immer mehr und mehr durch. Nur
über die Beſchaffenheit ſolcher großer Vereinigungen gehen die
Meinungen noch auseinander.

Nebenbei ſei bemerkt, daß es ein großer, taktiſcher Fehler genannt
werden muß, wenn es die großen Gewerkſchaften erſt dahin

angebahnt wird, daß ſich die kleinen unter Erſchöpfung aller
Kräfte aufreiben. Stets geht dabei eine Unmenge von
bereits geſammelter Kraft verloren. Durch ihre
Mißerfolge verlieren viele kleine Organiſationen eine große An-
zahl ihrer Mitglieder, die ſie erſt mit vieler Mühe angeworben.
Gelangt dann endlich, durch den Zwang der Verhältniſſe, eine
ſolche Berufsorganiſation zur Verſchmelzung, ſo muß danach

ſt immer die Agitation unter den Berufsgenoſſen von vorn
beginnen. Das iſt im Jntereſſe einer geſunden Fortentwickelung
ſehr zu bedauern. Einen bitteren Beweis hierfür hat die Ver-
ſchmelzung des Zentralvereins der Former mit dem Metall-
arbeiterverband geliefert. Als die Former bereits durch General-
verſammlungsbeſchluß die Einigungsbeſtrebungen angenommen
hatten, ließ man erſt wieder ſo lange Zeit verſtreichen, bis ſich
dieſe Berufsorganiſation gänzlich aufgerieben und in dieſer
Zeit mehr als 5000 ihrer Mitglieder verloren hatte, von denen
mindeſtens einige Tauſend zu retten geweſen wären. Die Be-
hauptung, daß ohne ſolch bittere Lehren die Anhänger der
Branchenorganiſationen nicht zu bekehren ſeien, iſt gänzlich
verfehlt.

Wie früher, ſo wird auch heute die praktiſche Durchführbar-
keit einer ſolchen Union bezweifelt, indem man ſie nur für
möglich hält unter Aufgabe der nötigen Selbſtändigkeit
der einzelnen Gewerkſchaften. Mit Recht wendet ſich
Bebel in dem erwähnten Anhang ſeiner Schrift gegen dieſe
irrtümliche Auffaſſung; er ſagt: „Die Union ſoll und darf
nicht ein Gemengſel aller möglichen Arbeitsbran-
chen ſein, man würde dadurch nicht aufbauen, ſondern
einreißen ſondern eine geſunde Föderation aller
beſtehenden Gewerkſchaften, die ſich eine Zentralleitung
geben u. ſ. w.“ So gut wie es möglich iſt, in einem Jnduſtrie
Verbande die Jntereſſen von 20 und noch mehr verſchiedenen
Branchen zu wahren, werden auch bei einer ſolchen Union die
einzelnen Organiſationen ihre Rechnung finden können. Das

e laſſen, ehe durch gütige Verſtändigung eine Einigung
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Wie ſoll hier nicht erörtert werden das werden die beteiligten
Kreiſe, bei gutem Willen, ſchon ſelbſt finden und auch nur ſelber
finden können.

Es kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß die gegenſeitige
Unterſtützung der Gewerkſchaften bei Lohnkämpfen u. ſ. w. jetzt
unzulänglich iſt. Man begnügt ſich, einer im Kampfe
ſtehenden Organiſation im Notfalle durch freiwillige Zuwen-
dung finanzieller und moraliſcher Unterſtützung beizuſpringen
und ſagt: „Wir thun, was wir können.“ Gut, das ſoll an
erkannt werden. So, wie die Gewerkſchaften jetzt zu einander
ſtehen, können ſie nicht mehr leiſten, wenn ſie ſich ihre eigenen
Kräfte nicht unterbikden, ſich nicht ſelber in bedenklicher Weiſe
ſchwächen wollen. Aber wäre es nicht möglich, durch engeren
Zuſammenſchluß auf dieſem Gebiete weit mehr zu leiſten
Doch gewiß! Dasſelbe Argument, das große Verbände den
kleineren entgegenhalten: „Je größer der Verband, deſto ſicherer
der Erfolg“, muß doch auch hier Anwendung finden
können. Oder etwa nicht? Man kann z. B. über den
großen Generalſtreik der Glasarbeiter denken, wie man will,
ſicher iſt, daß er nicht einen gar ſo betrübenden Ausgang ge
nommen hätte, wenn zur Zeit eine ſolch engere Verbindung
unter den Gewerkſchaften ſchon beſtanden hätte. Und es haben
doch gewiß alle Gewerkſchaftsgenoſſen, gleichviel, welche Stel-
lung ſie zu dieſem Kampfe eingenommen haben, ſeinen Aus-
gang gleich ſchmerzlich empfunden. Ganz beſonders iſt bedauert
worden, daß es nun auf Jahre hinaus unmöglich geworden
iſt, eine der am tiefſten ſtehenden Arbeitergruppen ein wenig
aus ihrer elenden Lage empor zu heben und damit dem Klaſſen
bewußtſein und der allgemeinen Arbeiterbewegung zugänglich
zu machen.

Ueberhaupt muß die Unionsidee als leitendes Motiv die be
ſondere Abſicht haben, diejenigen Berufsgruppen, die infolge
ihres wirtſchaftlichen Tiefſtandes uns fernſtehen, zu uns
empor zu heben und dort die gewaltigen Hinderniſſe weg
zuräumen, die hier dem Eindringen unſerer Sache im Wege
ſtehen. Gewiß eine ſchwierige, aber ſchöne Aufgabe, die allein
ſchon die Bedenken, die mit einer gewiſſen Berechtigung gegen
eine ſolche Union geltend gemacht werden können, aufwiegen.
Selbſt die Freude über den glänzendſten Erfolg, den irgend
eine ſtarke Gewerkſchaft erreichen könnte, müßte getrübt
werden bei dem Gedanken an die ungeheure Zahl
von Parias unter den Arbeitern, die eben ohne
fremde Hilfe niemals zu einer Beſſerung ihrer
Lage kommen. Außerdem muß man ſich doch klar darüber
ſein, daß auch die weitere Aufwärtsentwicklung der Lage der
jenigen Arbeiter, die ſich ſtraffer Gewerksorganiſationen erfreuen,
ſehr gehemmt wird, wenn andere wirtſchaftlich noch um
ſo viel tiefer ſtehen. Es giebt eben auch unter den Arbeitern
noch zu viel Klaſſenunterſchied (wenigſtens im praktiſchen
Sinne), dem wir nicht länger thatenlos gegenüberſtehen dürfen,
denn das iſt ein Trennungsmoment und erſchwert
ganz außerordentlich den Kampf. Hier würde eine
Union uns ſicher vorwärts bringen.

Alles in allem: es fehlt der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung,
trotz unſerer Gewerkſchaftskongreſſe, noch ſehr viel an Einheitlichkeit. Nicht zu verwechſeln mit Schablonenmäßigkeit, die o

(Nachdr. verb.)

Am die Frreiheit.
Geſchichtlicher Roman aus dem Deutſchen Bauernkrieg 1525

von Robert Schweichel.
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Da kam am Tage vor Mittfaſten zu ihm Kaſpar Etſchlich,
der nichts unverſucht laſſen wollte, um Käthe zu helfen. Nach
ſeiner Ueberzeugung zog ſelbſt der Enkel von des Teufels Groß-
mutter den kürzeren, wenn er ſich mit einem Advokaten in
Streit einließ. Von Max hatte ihm ſein Freund Lautner er-
zählt, und er bot ihm alle ſeine Erſparniſſe an und war über-
zeugt, daß Simon Neuffer ein Stück Geld hinzufügen würde,
wenn er Käthe aus der Schlinge zöge. „Behaltet Eure Er-
parniſſe nur im Sack,“ erwiderte Max: „es war bereits be-
chloſſen, daß ich mich des Mädchens annehmen wollte, ehe Jhr

kamet. Aber damit ich das kann, müſſet Jhr mir alles erzählen,
was Jhr etwa in Bezug auf die beabſichtigte That des Mäd-
chens wiſſet.“

Kaſpar betrachte ihn mit großen Augen. Denn ein Advokat,
der den Armen in ihrer Not umſonſt beiſtand, erſchien ihm wie
ein Wunder. So weihte er denn Dr. Max in die Herzens-
geſchichte ſeines toten Freundes und Käthes ein. Nur über das,
was zwiſchen dieſer und der ſchönen Gabriele auf dem Kirch-hofe geſchehen war, um der erſteren das Meſſer in die Hand
zu drücken, vermochte er keinen Aufſchluß zu geben. Erleichterten
Herzens durch die Ausſprache und voll Hoffnung verließ er
Max. Jetzt müßte doch der Teufel ſein Spiel haben, dachte er,
wenn Käthe nicht auf die eine oder andere Weiſe freikommt.

Max war am Morgen eben beſchäftigt, dem Stadtrichter zu
chreiben, daß er die Verteidigung übernähme und deshalb um
reien Zutritt zu der Gefangenen bäte, als vom Galgenthore

her ein luſtig Pfeifen und Trommeln heraufkam. Den. Spiel-
leuten voraus tanzte ein Pickelhering mit einer kurzſtieligen
Fahne, die er über ſeinem Haupte ſchwenkte, in die Luft warf
und wieder auffing, oder jetzt unter dem linken, jetzt unter dem
rechten Beine hindurchwirbeln, hinter ſeinem Rücken aufflattern
ließ und mit einer Drehung ſeines Körpers geſchickt wieder auf
ſing. Sein Fahnenſpiel und ſeine Sprünge fanden lauten Bei-

fall bei den Leuten, welche Trommler und Pfeifer herbeilockten.
Dieſen folgten in ihrem beſten Zeuge, das Schwert an der
Seite, einige dreißig Bauern, von deren beiden Führern, Simon
Neuſfer und Wendel Haim, nur der erſtere Max bekannt war.
Hinter ihnen trug Paul Jckelſamer ein in den Farben der Stadt
rot und weiß geſtreiftes Banner, das ſchon auf mancher Kirch-
weih luſtig in der Luft gerauſcht haben mochte.

Unter Trommel- und Pfeifenklang, mit Fahnenſpiel und
ſchallenden Jauchzern ſchritt der Zug, von einer immer größeren
Menſchenmenge begleitet, durch den Thorbogen des Weißen
Thurmes in die innere Stadt und über den Hauptmarkt hin-
unter zum Bären des Gabriel Langenberger. Bei dem un
erwarteten Zuſpruch, der raſch den geräumigen Flur und die
weite niedrige Trinkſtube füllte, wurde das käſige Geſicht
Langenbergers noch etwas fahler. Die Gäſte ſchrien gar zu
ungeſtüm nach Wein, und Mittfaſten war doch nicht Kirmeß,
daß die Ohrenbacher mit ihren Wehren daherkamen. Zu den
Ohrenbachern hatten ſich Bauern aus anderen Dörfern, die
gerade in der Stadt waren, darunter etliche aus Brettheim,
geſellt. Von der Bürgerſchaft hatten ſich nur einige eingefun-
den, unter ihnen Hans Krätzer und ein S Lorenz Knob-
loch, der im Dienſte des Johanniterhofes ſtand. Er hatte
Mönch werden ſollen, war aber aus der Kloſterſchule entlaufen
und hatte ſich etliche Jahre als Landsknecht umhergetrieben.
Jetzt war er verheiratet, lebte jedoch luſtig wie ein Junggeſelle.Er drängte ſich an Simon Neuffer, der in dem Schreien,
Singen, Lachen und Bechergeſtampf eine ernſte Haltung be-
wahrte. Kaſpar Etſchlich ward von einer fieberhaften Unruhe

und rief ein über das andere Mal: „Drauf!
rauf!
Plötzlich hieß es: „Der Stadtrichter!“ und Georg Hörners

gedrungene Geſtalt zeigte ſich in der Thür der Schankſtube.
Simon Neuffer hob ſich ihm gelaſſen entgegen. „Was iſt dies
Was heißt das? Was wollet Jhr fragte der Stadtrichter
Zu einer den Lärm beherrſchenden Stimme, und es ward
tille.

„Wir halten den Freitrunk, Herr, der uns von alters her zu
ſteht aus den Strafgeldern unſeres Rügegerichts,“ gab der
Dorfmeiſter ruhig zur Antwort.

„Und dazu habt Jhr Eure Schwerter a als ob es
Kirchweih oder n ein Feſt wäre rief der Stadtrichter.
„Das darf nicht ſein; das iſt ein Unfug, den ich nicht dulde

„Halten zu Gnaden, geſtrenger Herr Stadtrichter,“ miſchte
Wendel Haim ſich demütig ein, indem er dazu die treuherzigſten
Augen machte. „Wir ſind der Herrſchaft allzeit willig und geen h aber Jhr werdet doch nit die alten Bräuch' ubſchaffen

wollen
„So beweiſet Euren Gehorſam, indem Jhr unverweilt bre

Stadt räumt,“ herrſchte Georg Hörner ihn an.
„Nu aber,“ erſcholl es aus der Menge. „Was, wir ſollen

unſeren Freitrunk nicht halten dürfen, wo es uns gefallet
„Die Stadt will er uns verbieten, die wir mit unſerem ſaueren
Schweiß ernähren „Die alten Bräuch' will er abſchaffen

„Ruhe,“ donnerte der Stadtrichter. „Und Jhr, Dorfmeiſter,
thut Eure Pflicht als Obrigkeit und führet die Leute hinweg.“

„Mit Gunſt, Herr. das Herkomm iſt auch ein Recht und es
iſt älter als Euer Befehl,“ erwiderte Simon mit gerunzelter
Stirn. „Unfug treiben wir halt nit. Wir ſind nit daher-
gelaufen, wir ſind ſeßhafte Bauern und zahlen unſere Steuern
bei Heller und Pfennig, ob ſie uns auch dermaßen beſchweren,
daß wir kaum das Leben haben.“

„Jhr weigert Euch, zu gehorchen Wollt Jhr mich zwingen,
Gewalt anzuwenden drohte Hörner.

Ein wildes Geſchrei erhob ſich. „Drohen will er uns
„Was ſoll das Schwatzen „Stoß ihm Dein Meſſer in den
Wanſt, Simon!“ „Dran, dran!“ So tobte es durchein
ander, und manche Fauſt fuhr an den Schwertgriff. Auch der
Stadtrichter legte die Hand an ſeine Wehr. Es wäre jetzt zum
Losſchlagen gekommen, wenn Simon nicht abwehrend ſeine
Hand erhoben hätte. Er hatte mit raſchem Blick die Anweſen-
den überflogen. Die Bürger, die, wie Krätzer und Kno
nur eben abermals verſichert hatten, ihnen zufallen würden,
ſobald ſie nach Rothenburg kämen, waren ausgeblieben. Den
d zu ſtürzen, daran war unter dieſen Umſtänden nicht zu

enken.
„An meinem Leben liegt nichts,“ ſprach der Stadtrichter

unterdeſſen mit einer Entſchloſſenheit. die Eindruck machte.
„Aber mein Blut kommt über Euch. Denket an Eure
und Kinder.“

„Wir begehren Euer Blut nicht, wie Er leicht auch
unſerem Leben umſpringet.“ erwiderte Simon Neuffer.
wollen unſer gutes altes Recht nit daran geben, weil's
nit gefallen thut.“
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im Gegenſatz zu dem hier Gewünſchten, bedenklicherweiſe ohne
hin ſchon zu viel breit macht.

Nachdem der Verfaſſer des Artikels noch die Frage der ge
miſchten Mitgliedſchaften geſtreift und für ſeine Anregungen
ſich auf die Erfahrungen ſolcher Agitatoren berufen hat, die
in abgelegenen Winkeln zu arbeiten hatten, giebt er dem Ge-
werkſchaftskongreß zur Erwägung, eine Kommiſſion zu
ernennen, die der Unionsfrage einmal ernſtlich näher tritt.
Die Angelegenheit ſei wichtig genug, daß zu ihrer Löſung,
wenn erforderlich, eine beſonderer Kongreß ſpäter einberufen
werden könnte.

Jedenfalls halten auch wir die Frage für ſo wichtig, daß
wir allen Gewerkſchaften empfehlen, ſie einer vorurteilsloſen
Prüfung zu unterziehen. Wir wiederholen, daß ſich die Löſung
nicht übers Knie brechen läßt, daß eine unendliche Menge von
Nebenfragen untrennbar mit der Hauptfrage verbunden ſind;
wir wiſſen aber auch, daß die gewerkſchaftliche Bewegung innere
Kraft genug beſitzt, alle Hinderniſſe zu beſeitigen, die ihr im
Wege ſtehen. Und die Konzentrierung des Kapitals, die Er-
ſtehung von Großbetrieben, die faſt alle Arbeiterberufe um-
faſſen, zeigen der Arbeiterklaſſe den Weg, auf dem ſie am wirk-
ſamſten auf wirtſchaftlichem Gebiete ihres Intereſſen vertreten
kann. Dieſer Weg heißt: Erſtrebung der Gewerkſchafts-
Union.

S eTagesgeſchichte.
Halle, 27. Mai.

Ein Opfer der Reagaktion
iſt der am Sonnabend verſtorbene Oberverwaltungsgerichts-
Präſident Kügler geweſen. Vor drei Monaten ſchied derſelbe
aus dem Kultusminiſterium aus, wo er als Leiter des preußi-
ſchen Volksſchulweſens als derjenige galt, der in der Schul-
politik liberale Tendenzen aufrecht zu erhalten ſuchte. Jm Ab-
geordnetenhauſe hat er ſich in Schulfragen immer als ein
Mann von Rückgrat gezeigt, der ſich nicht ſcheute, ſeine An-
ſchauungen auch der Rechten gegenüber mit Feſtigkeit zu ver-
treten. Er hat mit den Konſervativen und dem Zentrum
manchen Zuſammenſtoß im Parlament gehabt und war in
dieſen Kreiſen ſehr unbeliebt. Der Maulwurfsarbeit der Re
aktion gelang es, Kügler von ſeinem Poſten im Kultusminiſte-
rium zu verdrängen und ihn als Präſidenten des Oberverwal-
tungsgerichts der Schulpolitik zu entziehen. Er hat ſeinen
Sturz nicht lange ertragen.

Angeſichts dieſer Thatſachen klingt der dem Verſtorbenen im
Reichsanzeiger gewidmete Nachruf nicht recht aufrichtig. Es
heißt darin: Die glänzende Laufbahn Dr. Küglers entſprach
ſeinen ungewöhnlichen Geiſtesgaben und ſeinen hervorragenden
Verdienſten. An der Entwicklung und Förderung des preußi-
ſchen Volksſchulweſens arbeitete Kügler nicht nur mit dem
Kopfe ſondern auch mit dem Herzen. Was Geſetzgebung und
Verwaltung auf dieſem Gebiet innerhalb der letzten Jahrzehnte
erreicht haben, ſei nicht zum geringſten Teile ſeine That und
ſein Verdienſt. Unerwartet ſchnell ſei er vom Tode ereilt wor-
den. Er hatte ſich geöhnt, erſt in letzter Reihe an ſich z
denken.

Warum hat man alſo den verdienſtvollen Mann nicht auf
ſeinem Poſten gelaſſen

Eine ſcharfe Kritik
an der Bundesratsverordnung, betreffend den Schutz der in
Gaſt- und Schankwirtſchaften beſchäftigten Kellner
und Köche, übte der Ausſchuß der unter der Leitung des
Freiherrn von Berlepſch ſtehenden Geſellſchaft für ſoziale Reform.
Eine diesbezügliche Reſolution, die angenommen wurde, hatte
folgenden Wortlaut:

„So dankenswert jeder Verſuch einer Regelung der Arbeits-
verhältniſſe in Gaſt- und Schankwirtſchaften iſt, ſo kann die
hierauf bezügliche Bekanntmachung des Bundesrates vom
23. Januar 1902 doch nur als der Anfang der für den
Schutz der Gehilfen und Lehrlinge notwendigen Maßnahmen
betrachtet werden. Jhre Vorſchriften bleiben ſogar vielfach
hinter dem Mindeſtmaß deſſen zurück, was ſchon
die Geſundheit erfordert. Sie verzichten aber völlig
darauf, dem Arbeiter, auch nur in den beſcheidenſten Grenzen,
ein Familienleben zu ermöglichen und ihm Zeit für ſeine Fort-
bildung zu gewähren. Auch laſſen ſie die mit der Wahrung
der Geſundheit nicht zuſammenhängenden Beziehungen des
Arbeitsverhältniſſes außer Betracht, welche durch die Gewerbe-
ordnung für andere Gewerbe geregelt ſind. Sie können
deshalb als wirkſame Schutzbeſtimmungen für das
im Gaſt- und Schankwirtſchaftsbetriebe beſchäf-
tigte Perſonal nicht angeſehen werden. Jnsbeſondere
ſind unzulänglich die Beſtimmungen über die Ruhezeit der
jugendlichen Gehilfen, bezüglich der freien Tage und der Sonn-
tagsruhe, ſowie bezüglich der weiblichen Gehilfen. Auch iſt der
Arbeiterſchutz auf das geſamte Hilfsperſonal auszudehnen. Da

jedoch: „Ziehet heim, ſag' ich, ziehet heim!“
„Gut,“ entſchied Simon, „aber nit anders, als daß Jhr mir

re Schweſter herausgebet, die Jhr in den Turm geſteckt
habt.“

„Ja, ohne die Käthe verlaſſen wir die Stadt nicht,“ trotzten
die Ohrenbacher.

„Aber ſo nehmt doch Vernunft an, Leute, das hängt ja nicht
von mir ab, das iſt des Rats Sache,“ entgegnete Georg Hörner.
„So er es befiehlt, laß' ich die Dirne frei.“

„So ſchaffet den Befehl des Rates herbei,“ rief Paul Jckel-
ſamer, und die übrigen Ohrenbacher riefen „Wir gehen nit
eher fort.“

„Laſſet Euch doch von ihm nicht narren,“ hetzte Lorenz
Knobloch, der weit im Hintergrunde ſtand, und Wendel Haim
ſagte mit einer kläglichen Stimme: „Ach es thut nimmer gut,
Ew. Gnaden, daß Jhr ſo hart mit uns armen Leuten ſeid.
Wir ſind's freilich nit anders gewöhnt von der Oberkeit, aber
gut thut's halt nimmer.“

„Und jetzt iſt's genug,“ rief Kaſpar Etſchlich. „Mit gutem
kriegen wir die Käthe nit frei. Auf, nach dem Weiberturm!“

„Nach dem Weiberturm! Nach dem Weiberturm!“ wieder-
holten alle den Ruf.

Es entſtand ein Drängen, Schieben, Stoßen. Georg Hörner
wurde beiſeite gedrückt, und die Ohrenbacher ſtürzten auf die
Gaſſe.

„Haltet ſie zurück, Dorfmeiſter,“ ſchrie Hörner mit hochrotem
e Simon zu. „Wenn jetzt Blut fließet, ſo iſt's Eure
Schuld.
Aber Simon hörte nicht und er eilte hinter ihm auf die
Stratze.

Hier ſtutzten die Ohrenbacher. Denn die ſchmale Gaſſe war
abwärts nach der Burggaſſe von einer Abteilung Stadtknechtebeſetzt, die ihnen die eſällten Hellebarden entgegenſtreckte.

Dieſe ſtachelige Eiſenhecke mit den Schwertern zu durchbrechen
wäre eine ebenſo vergebene wie blutige Mühe geweſen. Das
erkannten auch die waffenkundigen Ohrenbacher und der kraus-
köpfige Jckelſamer rief: „Ueber den Markt!“ Sie ſtürmten
nach dieſem hinauf, Neuffer und Haim an der Spitze, während
der Stadtrichter, der auf alle Fälle ſeine Maßregeln getroffen
hatte, bevor er ſich in den Bären begab, zurückblieb und den

Er wollte noch weiter reden, der Stadtrichter unterbrach ihn

er Graf mußte bewußtlos ins Schloß get

Stadtknechten befahl, den Bauern langſam nachzurücken. Aber

nach S 120 der Gewerbeordnung die
rates r Erlaß von Vorſchriften über die Regelung der Ar
beitszeit begrenzt iſt auf Beſtimmungen zur Wäahrung der Ge-ſundteit der Arbeiter, ſo kann eine ausreichende Beſſerung der

Lage der im Gaſt und Schankwirtſchaftsgewerbe beſchäftigten
Arbeiter, Angeſtellten, Gehilfen und Lehrlinge beiderlei Ge
ſchlechts nur im Wege der Geſetzgebung bewirkt werden. Hier-
bei würden auch die Wünſche der Gehilfen bezüglich der Stellen
vermittelung, des Erlaſſes von Arbeitsordnungen, der Erhebung
und Verwendung von Strafgeldern, der Beaufſichtigung der
Betriebe (S 139 b der Gewerbeordnung), der allgemeinen und
der beruflichen Fortbildung, ſowie die Frage einer Beſchränkung
der Nachtarbeit in Berückſichtigung zu ziehen ſein.

Der Zentrumsabgeordnete Hitze iſt Mitglied des obengenannten
Ausſchuſſes. Er war auch Mitglied der Kommiſſion für Ar
beiterſtatiſtik und ſtimmte trotz des Proteſtes unſerer Genoſſen
für Vorſchläge, die noch hinter der Verordnung des Bundes-
rates zurückblieben. Die oben angeführte Reſolution iſt eine
moraliſche Ohrfeige für dieſen ultramontanen Freund des Ar-
beiterſchutzes.

gnis des Bundes

Fromme Betrüger.
Anläßlich des geſtern begonnenen Sanden-Prozeſſes,

auf den an anderer Stelle unſeres Blattes ausführlicher ein-
gegangen wird, bringt die Berliner Volksztg. eine treffende
Charakteriſtik der Betrogenen und Betrüger: „Noch heute
giebt es in Hülle und Fülle Leute, die unbarmherzig den
liebſten Nächſten verderben und ſterben laſſen, wenn es ſich

um einen armen, aber braven, Menſchen handelt,
die jedoch anderſeits ihr Geld mit vollen Händen
Schurken hinwerfen, falls dieſe nur ein „vornehmes“
Kleid tragen, mit glänzenden Orden oder einem Adelstitel
prunken und ſich als Hüter der Ordnung, der frommen
Zucht und Sitte gebärden. Geſtalten, wie ſie die beſten
Oramatiker aller Zeiten geſchaffen haben, ſind auch in unſeren
Tagen noch aktuell, Molières Tartüffe ſpaziert noch überall in
mannigfachem Gewande umher und Holberg, Leſſing, vor
allem auch Shakeſpeare würden, wenn ſie noch lebten, in
manchem genialen Spitzbuben und in manchem betrogenen
Dummkopf eine ihrer Schöpfungen wiederzuerkennen glauben.
Jn Frankreich die Humberts und d'Aurignacs, ihre Helfers-
helfer und ihre Opfer und bei uns der famoſe ehemalige
Diakonus Diſſelhof, der die Kinder in der Kirche und ein
Pferd im Reſtaurant tauft, der die biederen Bewohner des
Landſtädtchens von der Kanzel herab ermahnt, keuſch und
züchtig zu ſein in Worten und Werken, und bei ſeinen Aus-
flügen in die Weltſtadt als ſchneidiger Lebemann die ver-
untreuten Summen im Kreiſe von Dirnen in berüchtigten
Balllokalen und Damenkneipen verbringt ſind das nicht
Figuren, wie ſie der Charakterſpieler ſchafft? Nun ſoll von
Montag an wieder der Gerichtsſaal, vorausſichtlich durch
lange Wochen hindurch, ein ähnliches Schauſpiel bieten, bei
dem die Frömmigkeit eine der Hauptrollen ſpielt. Der
augenverdrehende Kommerzienrat Sanden, der
ſich in Potsdam zu ſeinem und ſeiner Angehörigen
Seelenheil eine eigene Kapelle bauen ließ und
mit den frommſten Zierden der Hofgeſellſchaft imtim
verkehrte, der wackere Direktor Puchmüller, der in
Charlottenburg als einer der Führer der kirch-
lich-poſitiven Richtung auftrat und alle Gegner
der Orthodoren zu ſchmähen pflegte; dann Otto
Sanden, der ſich ebenfalls lebhaft für Kirchen-
bauten intereſſierte und deshalb dekoriert wurde,
und alle ihre Spießgeſellen, die mit ihnen an Scheinheilig-
keit wetteiferten, Millionen über Millionen ſtahlen und zu
Fälſchern wurden ſie geben ein Enſemble, das uns noch
der bevorſtehende Prozeß in feſſelnder Weiſe ſchildern dürfte.“

Ein Fort erſtürmt
hat Wilhelm II. am Sonnabend an der Spitze einer von ihm
befehligten kombinierten Diviſion. Es war das Fort „Kaiſerin“
bei Metz. Das offiziöſe Wolffſche Bureau bringt darüber ein
langes Telegramm, in welchem beſonders hervorgehoben wird,
daß der Angriff als gelungen angenommen wurde.

Wilhelm II. als Maler. Wilhelm II. hat zu einem
Führer durch die ihm geſchenkte Hohkönigsburg ſelbſt das
Titelbild gemalt. Der Führer iſt kürzlich im Buchhandel
erſchienen. Bekanntlich hat ſich Wilhelm II. ſchon öfter als
Maler, wie auch Dichter und Komponiſt bethätigt.

Einen Schuß in den Kopf erhalten hat am Sonnabend
der erſte Vizepräſident des Reichstages, Graf zu
Stollberg-Wernigerode. Auf ſeiner Beſitzung Groß-Camin ver-
ſagte beim Schießen auf Thontauben das Gewehr. Der Schuß
entlud ſich nach rückwärts und die Patrone verletzte die Stirn
des Grafen. Die Verletzung rief eine heftige Blutung hervor.

D ragen werden. Man
auch die Hafen und Schmiedgaſſe waren durch eine bedeutende
Zahl von Stadtknechten abgeſperrt, ſo daß den Bauern, wenn
ſie nicht im Rücken angegriffen werden wollten, während ſie ſich
auf den Feind warfen, nur der Weg über den Markt offen
blieb. Sie ſchlugen dieſe Richtung ein, die einen unter Schreien
und Toben, die anderen mit ſtiller Wut. Jedoch auch die
Stadtknechte in ihrer rechten Flanke ſetzten ſich in Bewegung,
indeſſen die zweite Abteilung ihnen ſtetig im Rücken blieb, und
ſo wurden ſie in die Georgengaſſe und nach dem Weißen Turm
gedrängt. Das Spiel war verloren und unter Schelten,
Drohen und Fluchen räumten die Ohrenbacher durch das
Galgenthor die Stadt. Kaſpar, der ſich draußen von ihnen
trennte und durch das Röder Thor nach Hauſe zurückkehrte,
wollte ſich vor Verzweiflung ſchier das Haar ausraufen.

Die Ohrenbacher waren durch den Fehlſchlag keineswegs
entmutigt. Jm Gegenteil, ihre Erbitterung war aufs höchſte
geſtiegen, und ſowie ſie im Dorfe wieder angelangt waren,
ließen die Dorfmeiſter durch Trommelſchlag die Gemeinde be-
rufen. Simon Neuffer ſtieg auf die Bank unter der Linde.
„Jetzt iſt s an der Zeit, Jhr Mannen, daß wir das Joch der
Knechtſchaft von uns thun,“ rief er. „Wer dafür iſt, daß wir
uns ſelber zur Freiheit helfen, der heb' eine Hand auf!“ Da
war keiner, der die Hand nicht erhoben hätte. „Wir alle,“
riefen ſie und: „Bundſchuh! Bundſchuh!“

Sogleich wurden Boten in die benachbarten Dörfer geſchickt
und die Dorfmeiſter aufgemahnt, mit ihren Gemeinden in
Harniſch und Wehr ſchleunigſt Ohrenbach zuzuziehen. Schon
gegen abend trafen die nächſten ein und am folgenden Morgen
waren die wehrhaften Männer aus achtzehn Gemeinden ver-
ſammelt, alle wohlgerüſtet mit Sturmhaube und Bruſtharniſch,
mit Schwert und Spieß oder Handrohr. Viele waren beritten.
Aus jedem Dorfe wurden zwei Räte und von dieſen Simon
Neuffer und Paul Jckelſamer zu Hauptleuten über alle erwählt.
Dann brachen ſie nach Brettheim auf, wie es Simon mit den
Bauern von dort tags zuvor im Bären verabredet hatte.

Der Wächter auf dem Rathausturm von Rothenburg ſah die
bewaffneten Scharen, von Staubwolken eingehüllt, im Felde
daherziehen und machte Lärm. Der Wehrgang, der ſich hinter
der öſtlichen Stadtmauer von Turm zu Turm zog, füllte ſich
mit Neugierigen Kopf an Kopf. Albrecht von Adelsheim, der
oberſte Stadthauptmann, ſchickte den Weinſchreier zu den Thoren,

oft daß der Vorgang keine ſchlimme Folgen nach ſich ziehen
wird.

Den blauen Brief erhalten haben in der deutſchen Armee
vom April bis 15. Mai: 1 General der Jnfanterie, 5 General
leutnants, 16 Generalmajore, 18 Oberſte, 10 Oberſtleutnants,
31 Majore, 21 Hauptleute, 14 Oberleutnants, 7 Leutnants. Jn
Summa 123 Offiziere. Koſten pro Jahr ea. 550 000 Mk.

Ohne Penſion wurden verabſchiedet: 4 preußiſche Leutnants
und 1 bairiſcher.

Ohne Penſion zur Reſerve und Landwehr übergeführt wurden:
2 preußiſche Oberleutnants, 9 preußiſche Leutnants.

Der Geſamtabgang an Offizieren beträgt ſomit im oben-
genannten Zeitraum 139.

Von den Penſionierten treffen auf Preußen 1 General der
Jnfanterie, 4 Generalleutnants, 13 Generalmajore, 18 Oberſte,
7 Oberſtleutnants, 23 Majore, 13 Hauptleute, 9 Oberleutnants,
7 Leutnants (Summa 95 Offiziere); auf Baiern: 1 Oberſtleut-
nant, 3 Majore, 1 Hauptmann, 1 Oberleutnant (Summa 6);
auf Sachſen: 2 Generalmajore, 1 Oberſtleutnant, 4 Majore,
7 Hauptleute, 4 Oberleutnants (Summa 18); auf Württemberg:
1 Generalleutnant, 1 Generalmajor, 1 Oberſtleutnant, 1 Major
(Summa 4h).

Ein Kaſernenulk. Vor dem Kriegsgericht der 3. Diviſion
in Landau (Pfalz) ſtanden kürzlich acht Jnfanteriſten der
4. Kompagnie des 23. bairiſchen Jnfanteri e Regiments unter
der Anklage der Körperverletzung. Die 8 Mann bilden die
erſte Serie einer größeren Abteilung derſelben Garniſon die
demnächſt unter der gleichen Anklage ſich zu verantworten haben
werden. Den Angeklagten liegt zur Laſt, daß ſie nächtlicher-
weile in Rekrutenſtuben eingedrungen und Rekruten, die ſich
ihr Mißfallen zugezogen, die Decke über den Kopf gezogen und
ſie mit Rohrſtöcken durchgehauen zu haben. Die Fälle die
diesmal zur Aburteilung ſtanden waren verhältnismäßig
leichter Art, und ſie wären auch nicht dem Kriegsgericht über
wieſen worden, wenn nicht unſer pfälziſches Parteiorgan die
Pfälz. Poſt, detaillierte Schilderungen der nächtlichen Quäle-
reien der Rekruten durch alte Mannſchaften ans Licht der
Oeffentlichkeit gezogen hätte.

Die Urſache der nächtlichen Ueberfälle erklärten die Ange-
klagten dahin, daß die Rekruten „frech geweſen“ und daß man
ihnen „Reſpekt beibringen“ wollte. Die Frechheit der „Jungen“,
die man alſo erzog, dokumentierte ſich darin, daß dieſe ſich
nicht jede Anrempelung der „Alten“ gefallen ließen und ſich
gegen ſie auflehnten. Eine Meldung über die Prügeleien zu
erſtatten, getraute ſich niemand, weil, wie ein Zeuge auf Be
fragen angab, ſie befürchten mußten, dann nochmals Hiebe zu
bekommen. Der Offizialverteidiger, ein Oberleutnant, verſuchte
es, die Geſchichte von der ulkigen Seite aufzufaſſen. Er glaube
nicht, daß die Schläge eine Strafe für die Rekruten ſein
ſollten, ſondern daß das Ganze nur als ein Ulk aufzufaſſen
ſei. Wenn die Leute geſchlagen wurden, ſo wären die Schläge
nur die Begleiterſcheinung des Ulkes geweſen. Das Gericht

ſchloß ſich dieſer überzeugenden Verteidigung nicht an. Es
verurteilte bei aller Milde der Auffaſſung, wie ſie bei der that-
ſächlichen Geringfügigkeit der unter Anklage geſtellten Fälle ge-
geben war, die vorgekommenen Ueberfälle auf das aller
entſchiedenſte und verhängte über die Angeklagten Gefängnis-
ſtrafen von 8 bis zu 15 Tagen

Ausland.
Frankreich. Waldeck-Rouſſeau hat wieder ein-

mal „die Republik gerettet“. Anläßlich des Jahres-
tages des Zuſammenbruches der Kommune von 1871 begaben
ſich am Sonntag ſozialiſtiſche Abordnungen auf den Friedhof
Pere-LaChaiſe, um auf den Gräbern der Kommunarden Kränze
niederzulegen. Zur „Aufrechterhaltung der Ordnung“ hatte
die Polizei Maßnahmen getroffen. Es wurden innerhalb des
Friedhofes einige Verhaftungen wegen Schreiens und Lärmens

vorgenommen; auch wurde ein Kranz, der eine aufreizende
Jnſchrift trug, mit Beſchlag belegt.

Unter den verhafteten Kundgebern auf dem Pere-
LaChaiſe beßnden ſich auch zwei Soldaten, welche „auf-
rühreriſche Reden“ gehalten hatten.

Belgien. Die Wahlen haben eine Stärkung der Regierung ergeben. Die Erwartungen unſerer Genoſſen haben ſich

nicht erfüllt, die Liberalen haben dieſelben häufig im Stich
gelaſſen. Es rächen ſich eben die während der Wahlrechts
kampagne gemachten Fehler, beſonders das kopfloſe Unter
nehmen des Generalſtreiks. Jn Charleroi, Verviers und Virton
haben die Liberalen gerade gegen die ſozialiſtiſchen Kandidaten
eine ſchroffe Stellung eingenommen. Ueber das Ergebnis der
Wahlen wird offiziös berichtet:

Nach den bisher vorliegenden, noch nicht amtlichen Ergeb-
niſſen der geſtrigen Wahlen wird die Regierung über eine

um dieſe ſchließen und die Zugbrücken aufziehen zu laſſen. Er

Mehrheit von 22 Stimmen, anſtatt, wie bisher, 20 Stimmen,

ſelbſt warf ſich aufs Pferd und ritt den Bauern entgegen.
Wohin ſie in Wehr und Waffen zögen begehrte er zu wiſſen.
Sie wären nach Brettheim auf eine große Hochzeit geladen, er
klärten ſie. Unglaublich klang der Vorwand nicht, zumal die
Bauern fröhlich und guter Dinge waren, ſcherzten und ſangen.
Ländliche Hochzeiten, auf denen tagelang geſchmauſt und gezecht
wurde, waren ſo ungewöhnlich nicht, und Hauptmann von
Adelsheim mußte ſich mit der Antwort zufrieden geben, zu
deren Bekräftigung gleichſam mancher ſein Handfeuerrohr in
die Luft abſchoß.

Das Getöſe lockte Käthe an das ſtarkvergitterte ſchmale Fenſter
ihrer Zelle im Weiberturm. Die öſtliche Lage derſelben gtſtattete der Morgenſonne, eine Weile herein uſchlüpfen und die

Arme auf ihrem Strohlager zu langen öden Tagen
küſſen. Der ſonſt unermüdlich Thätigen war es ſchrecklich, die
unendlichen Stunden müßig hinbringen zu müſſen, immer nur
brütend über den Toten und ihren vergeblichen Verſuch, ihn
zu rächen. Jhr Schickſal kümmerte ſie nicht. Die gras- und
ſaatengrünen Gefilde, die ſie durch das Kerkergitter wahrnehmen
konnte, und der blaue Frühlingshimmel erfüllten ſie mit keiner
Sehnſucht nach Freiheit; der Tod, der ihr wahrſcheinlich bevor-ſtand, ſchreckte ſie nicht, wenn ſie überhaupt einmal an ihn
dachte. Die Erde war für ſie leer: was ſollte ſie noch W ihr
Das Waffenblinken aus der Staubwolke, der Trommelſchlag
und Pfeifenklang riefen Leben in ihren Blick und i erkannte
ihr ſcharfes Auge unter den Reitern, welche dem Stadthaupt-
mann gegenüber hielten, während der große Haufe weiter zog,
ihren Bruder und Jckelſamer. Wie ſtattlich ſie in dem blanken
Schmuck ſich ausnahmen! Sie brauchte nicht nach dem Zwecke
dieſes Auszuges zu fragen ſie wußte, daß der Kampf fur die
Freiheit anhob. Jhr Herz ſchlug hoch auf und von ihren Lippen
en ein Gebet ar den Sieg der Jhrigen. Jhre Gedanken
olgten ihnen, gleichviel, wohin ſie zogen.

(Fortſ. folgt.)

Heiteres.
Enttäuſchung. Junger Ehemann (er eben rrür

gekehrt iſt, zu den im Vorzimmer verſammelten Gläubigern):
„Ja, meine Fakre. da ſind wir ſchön 'reingefallen J

eEine Geſchäftsfrau. Arzt „Was wünſchen Sie
Bäuerin: itt' ſchön um ag' kleine Proviſion! Von mei'm
Kind hat's gänge Dorf die Maſern riegt!
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verfügen. Die Katholiken erhielten 7 von den neuen Sigtzen,
ebenſo erhielt die Oppoſition 7 Sitze, die auf 4 Sozialiſten,
2 Liberale und einen chriſtlichen Demokraten ſich verteilen.
Die neue Kammer wird vorbehaltlich der Richtigſtellung der
e Reſultate durch die amtliche n folgende
v z haben 94 regierungsfreundliche Katholiken

ie Oppoſition wird ſich 97 aus 2 chriſtlichen
Demokraten, 35 Liberalen, 34 Sozialiſten, 1 Unabhängigen,
und im ganzen 72 Mitglieder umfaſſen. Die ausſcheidenden
Deputierten der katholiſchen Partei wurden ſämtlich wieder
gewählt. Jn den u Charleroi und Soignies
erfuhr die Zahl der ſozialiſtiſchen Wähler eine merkliche Ab-
r Jn Antwerpen gingen die Stimmen für die Liberalen
zurück.

Die Abnahme der ſozialiſtiſchen Stimmen in Charleroi und
Soignies deutet darauf hin, daß die Meinungsverſchiedenheiten
über die Taktik beim Wahlrechtskampf in dieſen Hochburgen
des Sozialismus tiefgehendſter Natur geweſen ſind.

Unſere belgiſchen Genoſſen werden r aus dem Wahl
ergebnis lernen, daß für ſie jeder Kompromiß von Uebel iſt,
daß ſie ſich auf der Baſis des Klaſſenkampfes nur auf ihre
eigene Kraft verlaſſen dürfen.

Jtalien. Sozialiſtiſcher Wahlſieg. Beiden Kommunal-
wahlen in San Remo kamen ſämtliche ſozialiſtiſche Kandidaten
gegen die vereinigten Reaktionäre durch. Die ſtädtiſche Ver-
waltung von San Remo befindet ſich ganz in den Händen der
Sozialiſten.

Ein „Attentat!“ iſt in Neapel auf das Königspaar ver-
übt worden. Ein mehrfach beſtrafter Menſch warf zwei Steine
gegen den Waggon des Königs, ohne Unheil anzurichten. Das
Königspaar hatte von dem Vorgange gar nichts bemerkt. Der
Attentäter heißt Vincenzio Guerriero. Man führt ſeine That
auf einen Streich der Camorra zurück, die ſich wegen der Unter
ſuchungen des Senators Saredo rächen will.

Serbien. Die Teilnehmer am Putſchverſuche des
Alawantiſch, der bekauntlich beim Betreten des ſerbiſchen
Bodens erſchoſſen wurde, ſind am Sonnabend verurteilt worden.
Sie erhielten 15 bis 3 Jahre ſchweren Kerkers. Es befanden
ſich darunter eine Anzahl Finanzwachleute und Feuerwehr-
männer von Schabatz.

Draga und Alexander können alſo wieder ruhig ſchlafen.
Montenegro. Grenzkämpfe. Bei Zetta fand ein blu-

tiger Zuſammenſtoß zwiſchen Albaneſen und Montenegrinern
ſtatt. Auf beiden Seiten waren 5 Tote und 10 Verwundete.
Damit der Zwiſchenfall nicht zu einer Blutrache ausarte, wur
den ſtrenge Maßregeln getroffen.

Rußland. Ueber das Schreckensregiment im
Hungerreiche wird von Genoſſen aus dem Aufruhrgebiete
dem Vorwärts folgendes Bild entworfen: Die Bewegung, die
ihren Anfang in dem Kreiſe Konſtantinograd des Gouvernements
Poltawa genommen hatte, griff mit großer Schnelligkeit auf
verſchiedene Kreiſe des Gouvernements Charkow über und dehnte
ſich bald auf das ganze Gouvernement aus. Die raſche Ent-
wickelung der Unruhen in dem Gouvernement Poltawa hat
ihren Grund in dem neuen Verpflegungsſyſtem, das in den
Notſtandsgebieten eingeführt wurde. Das Gouvernement Pol-
tawa war ohnehin ſchon wirtſchaftlich heruntergekommen und
nun kam dazu noch eine Mißernte. Es wurden von den Be
hörden Liſten der einer Unterſtützung mit Saatkorn Bedürftigen
feſtgeſtellt; doch dieſe liegen, obgleich die Zeit der Ausſaat ſchon
längſt vorbei iſt, bis heutigen Tages noch in den Schränken des
St. Bureaukratius. Die Bewegung iſt überall in gleicher Form
zum Ausdruck gekommen. Von den Gütern wurden Acker-
gerätſchaften, Saatkorn und Vieh genommen. Nur in ſeltenen
Fällen wurden die Güter auch geplündert und niedergebrannt.
Unter den ausgeplünderten Beſitztümern befinden ſich auch ein-
zelne Zuckerfabriken der ruſſiſchen Zuckerkönige und Dampf-
getreidemühlen. Mit dem Erſcheinen des Militärs änderte ſich
das Bild. Es beginnt eine tieriſche Niederknüttelung
ganzer Maſſen von Bauern. Man verſucht, ihnen mit
allen möglichen Mitteln beizukommen, Jm Dorfe Snamenskoje
überliſtete man die Bauern in der Weiſe, daß man ihnen bekannt
machte, der Gouverneur wolle ihnen ein Manifeſt verleſen und dazu
hätten ſich die Bauern an einem Orte zu verſammeln. Die
Bauern gingen auch in die Falle und als alle beiſammen waren,
wurden ſie von Koſaken umzingelt, und nun kann man ſich vor
ſtellen, wie das Manifeſt des Gouverneurs ausſah. Jn Wodo-
latſch, wo ſich der Gouverneur von Charkow eine ganze Woche
aufhielt und perſönlich die Niederwerfung der Bauern leitete,
wurden von ihm ſelbſt 15 Bauern aus der Menge
herausgeholt und auf ſeinen Befehl, um ein
Exempel zu ſtatuieren, zu Tode geprügelt. Das
dauert ſo bis heutigen Tages fort. Einige der Bauern brachten
das geplünderte Getreide zurück und flehten um Gnade, ſie
wurden aber nicht geſchont. Die Bauern führen jetzt heimlich
in der Nacht das geplünderte Getreide fort und ſchütten es in
Schluchten aus oder vergraben es. Am ſchrecklichſten wüteten
die Koſaken. Sie raubten den Bauern alles, weſſen ſie nur
habhaft wurden die Frauen und Kinder der Bauern wurden
vergewaltigt. Es half kein Bitten und Flehen.

Seine Durchlaucht der Fürſt Obolenski erlaubte ſich folgende
Roheit: „Da habt Jhr 30 Knuten,“ ſagte er zu den durch-
peitſchten Bauern, „die erhaltet Jhr für das Plündern, und
weitere 30 bekommt Jhr extra von mir.“ Der Gouverneur von
Poltowa ſoll ſich etwas menſchlicher benommen haben. Dafür
iſt er aber auch bereits ſeines Amtes enthoben worden.

Amtlich wird noch über die Unruhen aus Petersburg gemel-
det: Die Unruhen haben ſich neuerdings auch auf die Stadt
und das Gouvernement Saratow und das Dongebiet erſtreckt,
wo ſie einen größeren Umfang zu haben ſcheinen, da außer-
ordentliche Maßnahmen zu ihrer Unterdrückung getroffen wor-
den ſind. Auch meldet der Regierungsbote, daß der Miniſter
des Jnnern das Erſcheinen der Zeitung Saratowskt Dnewnik
auf die Dauer von zwei Monaten verboten hat.

Der Krieg in Südafrika
Präſident Krüger erhielt geſtern eine Meldung aus Süd-

afrika, wonach durch das perſönliche Eingreifen des Königs
von England die Frage der Amneſtie und die Selbſtverwal
tung der Buren ſo gut wie gelöſt ſei und ernſte Differenzen
wegen des Friedensſchluſſes nicht mehr beſtehen. Die Frei-
gebe des Kabels für den Verkehr hen Krüger und den
Burenführern ſei unmittelbar bevorſte end.

Kongreß der Steinarbeiter Deutſchlands.
Am dritten Tage wurden die Verhandlungen über die Organet t fortgeſetzt. v hielt Fink

Dresden zu den Referaten von Lange und Riegel ein Korreferat.
Er hob hervor, daß, wenn einmal ein Verband geſchaffen werde,
es beſſer ſei, wenn die Pflaſterarbeiter ſich mit den Steinſetzern
und die Steinmetzen ſich mit den Maurern vereinigen. Die
Verbandsform nütze aber nicht, weil die Betriebe der Großſtädte
u Reparatur- Werkſtätten herabſinken und die Arbeit in denVrüchen gemacht werde. Die Erweiterung der r

Einrichtungen würde aber den Kampfchara ſationder Organ

verwiſchen und eine Beitragserhöhung ſei nicht durchzuführen.n dieſelbe Kerbe ſchlug Mittennever Für Gründung des
erbandes traten wirkungsvoll Starke-Wechſelburg, Staudinger-

Nürnberg, Oswald-Berlin und Schmidt-Dresden ein. Alle
anderen Gewerkſchaften ſeien vorangegangen, ihre Organiſation
guszubauen, nur die Steinarbeiter ſeien zurückgeblieben. Das
ſei viel darauf zurückzuführen, daß dem Baumeiſter Keßler der
Steinarbeiter lange für ſeine Quertreibereien zur Verfügung
eſtanden habe. Der Kampfcharakter dürfe nicht verwiſcht wer
en, aber neben dem Kampf müſſe auch ein Bindemittel in

Unterſtützungs- Einrichtungen vorhanden ſein. Einige andere
Redner bezweifeln die Möglichkeit der Einführung von Unter-
ſtützungs Einrichtungen. Jhnen hielt Oswald-Berlin entgegen,
daß mit einem Verbandsbeitrage von 40 Pf. pro e und
einem Wochenbeitrage von 10 Pf. die Unterſtützungs-Einrich-
tungen durchgeführt werden könnten. Es wurde mit 37 gegen
5 Stimmen beſchloſſen, die Verbandsform anzuneh-
men und die Beratung des Statutenentwurfs einer Kommiſſion
überwieſen.

„Am vierten Tage wurde über die Unterſtützungs-Ein-
richtungen debattiert. Die Redner verlangten Arbeitsloſen-
und Kranken-Unterſtützung, ſowie Gewährung von Sterbegeldern.
Die Arbeitsloſen- Unterſtützung wurde abgelehnt und
folgende Reſolution angenommen:

„Der Kongreß erkennt an, daß die Arbeitsloſen Unterſtützung
am nötigſten und prinzipiell geeignetſten für die Organiſation
iſt. Nur die Ermangelung ſtatiſtiſcher Unterlagen, ferner die
damit verbundenen finanziellen Schwierigkeiten und die ungün-
ſtige wirtſchaftliche Konjunktur laſſen es zur Zeit nicht ratſam
erſcheinen, dieſelbe einzuführen. Die Zentralleitung wird beauf-
tragt, bis zum nächſten Kongreß Maßnahmen zu treffen, diedie Einführung der Arbeitsivſen Unterküßang ermöglichen.

Sodann wurde die Einführung der Kranken-Unter-
ſtützung mit 35 gegen 7 Stimmen beſchloſſen. An Stelle
der Kilometergelder wurde beſchloſſen, für die Reiſe Unterſtützung
Tagegelder einzuführen.

Ferner wurde über das Streikregulativ debattiert. Es wurde
beſchloſſen, die Maßregelungs Unterſtützung wie bei Streiks auf
die Dauer von vier Wochen zu bezahlen. Alle für den Streik
von anderen Gewerkſchaften aufgebrachten Gelder ſind bei der
Geſchäftsleitung in Aurechnung zu bringen. Die Streik-Unter-
ſtützung iſt mit Einſchluß der Wochenfeiertage zu zahlen. Die
Formulierung der Streikbeſtimmungen wurde einer Kommiſſion
übertragen.
„Jn der Frage der Beitrags leiſtung wurde beſchloſſen,

einen Beitrag nach zwei Klaſſen und zwar 50 bezw. 40 Pf. pro
Woche zu erheben. Die Beiträge ſollen für jeden Ort einheit-
lich ſein, doch ſoll die Einſchätzung in der gewünſchten Klaſſe
den einzelnen Orten überlaſſen bleiben. Die Unterſtützungs-
Einrichtungen ſollen ein Jahr ſpäter in Kraft treten und wurde
die Geſchäftsleitung beauftragt, innerhalb der geſchaffenen
Grenzen die Leiſtung der Krankenunterſtützung feſtzuſtellen.
Der weitere Tagesordnungspunkt, Agitation, zeitigte eine
große Reihe von Wünſchen und ergab die Debatte, daß man
mit dem i Reſultat der Agitation unzufrieden war.
Es wurde beſchloſſen, an Stelle der beſtehenden Agitations-
kommiſſion eine Einteilung nach Gauen vorzunehmen. Biewig-
Dresden referierte dann über die Bundesratsvorlage. Er er-
kannte an, daß die Arbeiter bei Ausarbeitung des Entwurfs
mit hinzugezogen worden ſind, bemängelte aber, daß die Ver-
ordnüng weit hinter dem Entwurf zurückgeblieben iſt. Die
Arbeitszeit ſei auf 10 bezw. 9 Stunden täglich feſtgeſetzt
worden, die beantragte einheitliche Arbeitszeit, auch die 8Sſtündige
Arbeitszeit ſei leider nicht erreicht worden. Nur in der Arbeits-

eit ſei ein Fortſchritt zu verzeichnen, Jm Jntereſſe der Schwind-ſüchtigen müſſe die Jnvaliden- Verſicherung beeinflußt werden,

daß die Lungenkranken in Heilanſtalten untergebracht werden.Bei Seiprechang der Preſſe wurde beſchloſſen keine Arbeits-

angebote im Steinarbeiter mehr aufzunehmen, dagegen ein Antrag, den Steinarbeiter obligatoriſch einzuführen, keelehnt, Der

Sitz des Verbandes wurde von Rirxdorf nach Leipzig verlegt.
Als Sitz des wurde Dresden -Pirna be-ſtimmt. Beſchloſſen wurde, daß wenn ein Beamter oder Redak-
teur in der Zwiſchenzeit aus der Geſchäftsleitung ausſcheidet,
die Kontrollkommiſſion, der Zentralausſchuß und die Geſchäfts
leitung einen vorgeſchlagenen Kollegen bis zum nächſten Kon-
greß anzuſtellen hat. Das Gehalt des Beamten wurde auf
1800 Mk. pro r ls Vorſitzender des Verbandes
wurde Starke-Wechſelburg, als Kaſſierer LangeLeipzig und als
Redafkteur StaudingerNürnberg gewähſt.Der verlangte Julchuß zur Verſicherung, pro Angeſtellten

und Monat 6 M., wurde bewilligt.
Die Statutenberatung wurde zu Ende geführt. Der Ver-

band erhält den Namen „Zentralverband der Stein-
arbeiter Deutſchlands Die Streikunterſtützung wird ge-
zahlt: Klaſſe II 10 M., Klaſſe I 12 M., für jedes Kind wird
50 Pf. bezw. 1 M. gezahlt. Reiſe Unterſtützung wird pro Tag60 Pf. a die Dauer von 60 Tagen gewährt. Der Verban
ſoll am 1. Januar 1908 in Kraft treten. Die Tagesordnung
war ſomit erledigt.

Zentralverein der deutſchen Böttcher.
Die neunte Genexalverſammlung der Böttcher tagte in der

Pfingſtwoche in Brau nſchweig Auf der General-
verſammlung waren außer den 33 Delegierten des deutſchen
Vereins auch Vertreter der niederländiſchen, ſchweizeriſchen
und däniſchen Bruderverbände anweſend.

Die Verhandlungen begannen mit dem Bericht der Mandats-
Prüfungskommiſſion. Hierauf gab Winkelmann-Bremen
den Bericht des Vorſtandes. Aus dem gedruckten Bericht, der
die Zeit vom 1. Mai 1899 bis 1. Mai 1902 umfaßt, iſt folgendes
hervorzuheben: Streiks fanden in den drei Jahren 71 ſtatt,
die eine Ausgabe von 46547.38 Mark bedingten. Die Mit
gliederzahl ſtieg von 4339 in 100 Zahlſtellen im Jahre 1808
auf 6193 in 146 Zahlſtellen im Jahre 1901. Unterſtützung
an reiſende Kollegen wurde in 10868 Fällen in Höhe von
17 848.96 Mark gezahlt. Die Einnahme vom 1. Jpiilgr 1897
bis 31. Dezember 1901 betrug 221317.46 Mark, die Ausgabe
204927.54 Mark, ſo daß ſich ein Ueberſchuß von 16398.92 Mark
ergiebt. Dann erſtattete Winkelmann den Kaſſenbericht, an
den ſich der Bericht der Reviſionskommiſſion anſchloß.

Die weiteren Verhandlungen betrafen interne Verbands-
angelegenheiten ohne allgemeines Jntereſſe.

Lefevre- Hamburg erſtattete den Bericht des Ausſchuſſes
für die Geſchäftsperiode 1899--1902. Er beſprach das Ver-
hältnis des Ausſchuſſes zum Zentralvorſtand ſowie einzelne
Beſchwerden der Filialen und der Mitglieder. Weiter ver-
breitete er ſich über die Agitation und über die Reviſion der
uantraſtage und die Thätigkeit des Ausſchuſſes als Preß-
ommiſſion. An dieſen Bericht ſchlotz ſich eine rege Diskuſſion,

in der beſonders WinkelmannBremen die Angriffe auf den
Zentralvorſtand zurückwies.

Es folgte der Bericht über die Preſſe, der von Redakteur
n e rn gegeben wurde. Die Auflage dereitung ſtieg von 6500 Exemplaren im Jahre 1899 auf 8500
im Jahre 1901. J der folgenden Diskuſſion wurden ver
ſchiedene Beſchwerden laut über die Haltung des Blattes.
Ein Antrag, die Verkürzung, der Protokolle zur Durchführung zu bringen, um für nützlichere Sachen mehr
Raum zu gewinnen, wurde angenommen. Jn ſeinem
Schlußwort verteidigte Redakteur Holtmann Bremen noch-
mals die Haltung der Zeitung und wies die Angriffe auf
ſeine Perſon zurück.

Am dritten Verhandlungstage wurde nach ſehr lebhafter
Debatte in namentlicher Abſtimmung mit 23 gegen 11
Stimmen die Arbeitsloſen- Unterſtützung an
genommen.
Die ZentralArbeitsvermittlung wurde dem Zentralvorſtand
be e n

em
en.
Brauer-Verband wird der Vorwurf gem daß erder Organiſation der Böttcher Mitglieder u uche.
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Ein zu dieſem Punkt geſtellter Antrag, den Delegierten zu be
auftragen, auf dem Gewerkſchaftskongreß in Stuttgart dahin
zu wirken, daß in der Angelegenheit endlich eine Regelung zu
ſtande kommt, wird angenommen.

Punkt 13 der Tagesordnung behandelte die internationalen
Beziehungen. Mit Oeſtreich, der Schweiz und Dänemark ſind
Vereinbarungen getroffen betreffs der Reiſe-Unterſtützung, die
gehen Vereinbarungen werden auch für den holländiſchen
üfergeſellenbund beſchloſſen. Mit Amerika ſoll in ſchriftliche

Korreſpondenz getreten werden, um auch derartige Verein-
barungen zu treffen.

Internationaler Kürſchnerkongreß.
Vom 18. bis zum 20. Mai tagte in Hamburg der inter-

nationale rDie Verhandlungen werden durch den internationalen Sekretär
Schubert eröffnet. Vertreten ſind fünf Länder durch fünfzehn
Delegierte, wovon je ein Vertreter auf Belgien, England, Frank
reich und Oeſtreich, ſowie 11 auf Deutſchland entfallen, während
Ungarn keinen Vertreter entſendet hat. Außerdem ſind vertreten
das internationale Sekretariat (Sitz Hamburg) durch 3 Delegierte
und der Redakteur des in Brüſſel erſcheinenden internationalen
Verbandsorgans Der Kürſchner durch einen Vertreter. Den
letzteren wird volles Stimmrecht eingeräumt. Die General-
kommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands vertritt Umbreit.
Den Bericht des Sekretariats giebt Schubert- Hamburg für die

154 Jahre, während welcher das Sekretariat ſich in Hamburg
befindet. Einer der größten Schäden des Berufs ſei die Heim-
arbeit. Deshalb müſſe die Organiſation energiſch die Heim-
arbeit bekämpfen und mindeſtens deren Unterſtellung unter die
Gewerbeaufſicht verlangen. Die Abrechnung des Sekretariats
ergiebt an Einnahmen 415.36 Mk., an Ausgaben 376.14 Mark
(davon Agitation, Zeitſchrift 287.60 Mk., Verwaltungskoſten
60.64 Mk., ſachliche Ausgaben 27.90 Mk.); Kaſſenbeſtand 36.22 Mk.
Undurchführbar ſei ein früher gefaßter Beſchluß, wonach jeder
Kollege bei Streiks wöchentlich 1 Mk. oder 1 Frank ſteuern ſolle,
weil ein Teil der Kollegen nur im Winter, der andere nur im
Sommer Arbeit habe.

Aus der Berufsſtatiſtik habe das Sekretariat erſehen, daß
noch unhaltbare Zuſtände herrſchen. Der Redner wendet ſich
ſcharf gegen das Unweſen der Ueberſtundenarbeit und der Haus
arbeit von Werfkſtattkollegen, welche Uebelſtände einer Verbeſſe
rung der Lage im Wege ſtehen.
Jn der Debatte treten alle Redner für die Erhaltung des
Sekretariagts ein doch wird die Notwendigkeit betont, dem
ſelben anſtatt der bisher freiwilligen Beiträge einen beſtimmten
Beitrag zuzuführen.

Der Vertreter der Generalkommiſſion, Gen. Umbreit, zieht
aus der Debatte die Nutzanwendung, daß das internationale
Sekretariat ſich wirkſam nur ſtützen kann auf zentraliſtiſche
Organiſationen in jedem einzelnen Lande.

Die weitere Debatte zeitigt eine Reſolution folgenden
Wortlauts, die mit großer Majorität angenommen wird:

„Jn Erwägung, daß das Unternehmertum durch Organi-
ſation in weiteſtem Maße in induſtriellen und gnnungs
verbänden darauf hindrängt, die wirtſchaftliche Lage der
Arbeiter zu verſchlechtern, und daß die Arbeiter,, um dies zuverhindern, den Unternehmern eine ebenſo umfaſſende wie feſt

geſchloſſene Organiſation gegenüberſtellen müſſen; in
weiterer Erwägung, daß das internationale Zuſammenwirken
der Berufskollegen ſich nur ſtützen kann auf zentraliſtiſche
Landesverbände mit ausreichenden Kampfesmitteln und Unter-
ſtützungseinrichtungen; in endlicher Erwägung, daß das
internationale Sekretariat ſeine Aufgaben auf den Gebieten
der Organiſationsförderung, des Abſchluſſes von Gegenſeitig-
keitsverträgen, Pflege der Statiſtik und Unterſtützung außer
ordentlich ſchwerer Kämpfe nur erfüllen kann bei dem Vor-
handenſein gut gefügter Landesverbände, erachtet es der
internationale Kürſchner Kongreß zu Hanbizra 1902 als die
nächſte Pflicht aller Berufskollegen, ſich in zentraliſtiſchen
Landesverbänden zuſammenzuſchließen. Die Landesverbände
ſind gehalten, das Sekretariat in jeder Weiſe zu fördern. Das
e iſt verpflichtet, alle Zentraliſations- Beſtrebungen
zu fördern.

Einſtimmig wird dann beſchloſſen, das Sekretariat weiter
ten zu laſſen. Der Sitz desſelben ſoll in Hamburg

eiben.
Aus den Situgtionsberichten iſt erſichtlich, daß die Be-

rufs- und Organiſationsverhältniſſe überall zu wünſchen laſſen.
Jn der Debatte werden auch die geſetzlichen Arbeiterſchutz

vorſchriften in den einzelnen Ländern in Vergleich gezogen,
wobei betont wird, daß der deutſche Arbeiterſchutz hinſichtlich der
Arbeitszeitregulierung ſowie des Frauen und Kinderſchutzes
wa ter dem engliſchen und franzöſiſchen Arbeiterſchutz zu
rückſteht.

Beſchloſſen wird, daß bei Aufnahme ehemaliger Mitglieder
aus angeſchlaſfenen Vereinen die Nachzahlung rückſtändiger Bei-
träge verlangt werde.

Der Bericht des Redakteurs und Verlegers Schmerberg-
Brüſſel veranſchaulicht die Schwierigkeiten, mit denen das Fach

an ſang kämpfen hat.
Es wird ſchließlich die Verlegung des Organs Der

Kürſchner ab 1. Oktober d. J. nach Hamburg beſchloſſen.
Hinſichtlich der Taktik bei Streiks liegen v iedene

Anträge vor, einen internationalen Streikfonds zu ſchaffen und
dem Sekretär die Srlpeidung über den Ausbruch und die
Fortführung von Streiks ſowie deren Unterſtützung zu über
tragen.Es wird folgende Reſolution angenommen

„1I. Jede Organiſation iſt verpflichtet, durch genügend vor
Beiträge einen Fonds zuzulegen, um bei eventuellen Streiks
geſichert dazuſtehen;

2. Jeder in Ausſicht genommene Angriffsſtreik iſt dem
Sekretariat mindeſtens vier Wochen vor, Beginn anzumelden;

3. Jeder Abwehrſtreik iſt dem Sekretariat ſofort anzumelden;
4. Bei außergewöhnlich hartnäckigen Streiks hat das Sekre

tariat, wenn alle Mittel der ſtreikenden Organiſation aufge
braucht ſind, ſofort für, Geldmittel durch Ausſchreiben von
Sammlungen zu ſorgen

Zum internationalen Sekretär wird KobisHamburg, zum
Redakteur Schubert Hamburg gewählt. Der Verlag des Fach
organs wird dem Sekretariat übertragen. Der nächſte Kongreßſoll in Berlin ſtattfinden und vom Sekretär nach Sen
einberufen werden. Einſtimmig wird dann folgende, die Be
kämpfung der Hausarbeit betreffende Reſolution ange
nommen „Jn Erwägung, daß die Heimarbeit in unſerem Be-
xufe einen der unheilvollſten. Mißſtände bildet, der den Zu
ſammenhang zwiſchen den Kollegen vernichtet, die e herab
drückt, der Ausbeutung von Frauen und Kindern in unkon-
trollierbarer Weiſe Thür und Thor öffnet und den Drang zur
Verbeſſerung der Lage abſtumpft, ſomit die Organiſation in
empfindlicher Weiſe ſchädigt, verpflichtet der internationale Kon
greß der Kürſchner zu Hamburg (1902) die geſamten Berufs
genoſſen, der Ausbreitung der Heimarbeit entſchieden entgegen
zuwirken, und erwartet von den angeſchloſſenen Organiſationen,
daß ſie die Agitation gegen dieſelbe in Wort und Schrift be
treiben und fördern und alle Beſtrebungen anderer Gewerk-
ſchaften, eine geſetzliche Regelung der Hausarbeit herbeizuführen,
nachhaltig unterſtützen.“

Nach Erledigung der letzten geſchäftlichen Angelegenheiten wird
der Kongreß am Abend des 3. Tages geſchloſſen.

r eags von 9 und 4 u en Anfragen iſt ſtets Briefmarke als Nlavotte en

Sprechſtunde der Redaktion nur mittags von 12 bis
41 Uhr.
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Ankunft und Alfuhrkt der Züge in Halle.
Abfahrt:

Richtung Thüringen.
3.24 V. 5.45 V. 7.50 V. S. 1-3. 10.00 V. D. 1-2. 10.26 V. S. 10.32 10.48 V. S. I-3

11.22 V. S. 1-3. 11.30 1.09 N. D. 1-2. 1.16 N. 2.10 N. 4.00 N. S. 1.3. 5.45 N.
7.20 n Merſeburg. 7.50 N. S. 1-3. 9.50 Ab. fährt bis Köſen]. 223. 10.55 Ab.
11.31 D. 1-2. 11.46 Ab.

Richtung Berlin.
V3.44 V. S. 1-3. 4.45 V. D. 1-2. 5.00 6.56 V. D. 1-2. 7.03 V. 9.06 V. S. 1-3.

11.00 V. 2. 10 N. 2.46 N. D. 1-2. 3.20 S. 4.41 N. D. 1-2. 5. 38 N. S. 1-3. 5. 45 N.
6.44 Ab. S. 1-3. 8.17 Ab. S. 1-3. 8.50 Ab. [bis Wittenberg]. 9.28 Ab. D. 1-2. 12.22 Ab

Richtung Leipzig.
2.57 V. 4.33 V. 5.43 V. 7.30 V. 7.45 V. S. 1-3. 8.30 V. S. 1-3. 9.15 V.

10.22 V. 10.48 V. S. 1-3. 12.15 N. 1.40 N. 3.19 N. 5.07 N. S. 1-3. 5.35 N.
S. 1-3. 6.30 N. 7. 16 Ab. 8.42 Ab. 9.23 Ab. 10.30 8. 1-3 10.50 S. 1-3 11. 10 Ab. S. 13.

12.00 Ab.

Richtung Magdeburg.
4.55 V. 7.00 V. 1-3 10.00 V. 10.57 V. S. 1-3. 1.40 N. 3.45 N. 5.53 N.

7.14 Ab. S. 1-3. 8.51 Ab. 10.42 Ab. S. 1-3. 12.22 Ab. lfährt bis Köthenl.
Richtung Eisleben-Nordhauſen-Kaſſel.

5.25 V. 6.57 V. fährt bis Sangerhauſen]. 7.00 V. 9.10 V. 11.02 V. S. 1-3.
12.15 Mitt. fährt bis Eisleben. 2.15 N. 3.54 N. D. 1-2. 4.02 N. 1-3. 6.00 N. 9.30 Ab.
fährt bis Eisleben. 10.40 Ab. S. 1-3. 11.31 Ab.

Richtung Aſchersleben.
450 B. 6.32 S. 13. 7.55 11.32 1.41 N. S. 1-3. 3.42 6.18 N. 10.39 Ab.

[ab Halberſtadt Schnellzugl.

Richtung Soran-Guben.
1T.45 V. S. 1-3. 7.53 V. 11.34 B. 300 N. S. 1-3. 6.25 N. 11.25 Ab. fährt

bis Torgau.
Richtung Hettſtedt.

6.00 V. 10.00 V. 2.00 N. 3.00 N. bis Dölau: fährt nur Sonn und Feſttags.
6.30 7.30 Außer vorſtehenden fahren an Sonn und Feſttagen nach Dölau noch folgende
Züge 2.30 N., 3.30 N.. 4.00 N., 4.30 N., 6.00 N., 7.00 N., 8.00 N., 9.20 N.

Ankunft:
Richtung Thüringen

3.40 V. S. 1-3 von München über ges 441. V. D. 1-2. 5.88 V, kommt von
Febr. 6.34 B. kommt von Erfurtſ. 6.52 V. D. 1-2 [von Stuttgart u. Mailand.
92 B. 8. 1.3. 9.51 B. 12.17 N. 1.04 N. 2.32 N. S. 1-3. 439 N. D. Ia von
München über Jena]. 5.05 N. 5.23 N. S. 1-3. 6.40 N. S. 8.13 Ab. S. 1-3 [lv. München
u. Stuttgart). 8.34 Ab. 9.21 Ab. D. 12. 10.48 Ab. 11.55 Ab.

Richtung Berlin.3.19 V. 4.37 V. 7.38 V. kommt von Wittenberg]. 9.55 V. D. 1-2. 10.15 V.
10.22 V. 1-3. 10.44 S. 1-3. 11.18 S. 1-3. 1.05 N. D 152. 2.00 3.40 8. 3.50 D. 1-

5.19 7.32 Ab. S. 1-3. 9.04 Ab. 10.32 Ab. D. 1-2. 11.18 Ab. 11.27 D. 1-2
Richtung Leipzig.

4.45 V. 6.20 V. 6.30 V. S. 1-3 6.50 8. I-3 7. 46 9.53 --10. 40 S. 1-3. 10.55 V. S. 1-3.
1.08 N. 1.38 N. S. 1-3. 3.37 N. 4.28 N. 5.30 N. 6.53 N. lverkehrt nur We
tags]. 7.10 N. S. 1-3. 7.55 Ab. 8.41 Ab. 1-3. 9.41 Ab. 10.24 Ab. 10.40 Ab. 8. 1-

12.16 Ab.
Richtung Magdeburg.

2.45 V. 6.40 V. kommt von Köthen). 7.38 V. S. 1-3. 8.27 V. S.
9.48 V. 10.39 V. S. 1-3. 1.00 N. 3.11 N. 5.03 N. S. 1-3. 7.00 Ab.

9.14 Ab. 10.28 Ab. S. 1-3.
Richtung Nordhauſen-Kafſel- Eisleben.

6.45 V. 7.20 V. S. 1-3. 9.50 V. 1.22 N. 2.42 N. D. 1-2. 2.55 N. S. 13.
4.56 N. 5.23 N. 7.32 Ab. 8.04 Ab. S. 1-3. 10.27 Ab. 11.00 Ab. (nur Sonn u. Feſttags)

Richtung Aſchersleben.
5.37 V. kommt von Könnern und verkehrt nur Werktags]. 7.19 V. [von Halberſtadtl.

10.13 V. 12.41 N. 457 N. 5.32 N. S. 1-z. 9.14 Ab. 10.48 Ab. S. 1-3 11.38 Ab.
Richtung Sorau-Guben.

6.36 V. kommt von Torgau. 10.16 V. 1.02 N. S. 1-3. Anſchluß von Breslau, Wien.
3.35 N. kommt von Cottbus]. 7.43 Ab. 10.04 Ab. 10.28 Ab. S. 1-3. [Anſchluß von

Breslau, Wienl.
Richtung Hettſtedt.

6.44 V. 12.25 N. 4.20 N. [von Dölau; fährt nur Sonn und Feſttags]. 5.21 N.
7.20 N. 9.05 Ab. Außer vorſtehenden kommen an Sonn und Feſttagen von Dölan noch
folgende Züge: 2.50 N., 3.20 N., 3.50 N., 5.50 N., 6.20 N., 6.50 N., 7.50 N., 8.50 N. 10.10 Ab.

Wkhau Ar Bu.

Deutschlands.

und Stellungnahme hierzu.
Pflicht aller Kollegen iſt es, in dieſer Verſammlung zu erſcheinen.

IDd cone arbeiter
Zahlstelle Halle a. S.

Mittwoch den 28. Mai abends 8 Uhr im „Engliſchen Hof“, Gr. Berlin 14

unztſgerordtfl. Veriummlatag.
Tagesordnung: Die Reduzierung der Löhne bei den Bauunternehmern

Der Bevoilmächtigte.

Toeitz.
Kleiderſtoffe, Wäſche, Gardinen,
Handſchuhe, Korſetts, Strümpfe,

Hoſenträger, Schlipfe, Arbeitshoſen
kaufen Sie äußerſt reell und billigſt bei

Ernst Schneble, ZeitWaſſervorſtadt S.

Internationale Bibliothek. Serie I.

Sozialdemokrat. Verein ſſgſſaſſg-Fſoafor e e Meere
Direktion: Richard Hubert.

Ab 16. Mai: Neues Programm.
5 Sisters Warwielk. die reizenden
akrobatiſchen Kunſtradfahrerinnen. I Die

Mr. Ohassino. der beſteSchatten
künſtler und unnachahmbare Jmi-
tator von Vogelſtimmen. Erfinder
der Schattenſpiele mit den Füßen.

Brothers Alvares, akrobatiſche
TrapezEquilibriſten. Maritana
u. Viktoria gymnaſtiſches Luft-
potpourri a. d. elektr. Roſen Lyra.

Mr. Franeis, Keulen-Jongleur.de öOhutl. -iperrerannnn e

für Halle und den Saalkreis.
Donnerstag den 29. Mai 1902 abends S Uhr im Reſtaurant

Zur Wilhelmshöhe, Burgſtraße

Arte es le g.Tagesordnung: 1. Kommunale Angelegenheiten. 2. Bericht des
Vorſtandes über die Reorganiſation des Vereins. 3. Verſchiedenes.

Der Vorſtand.

Rosa Szentessy. internationale

Mittwoch den 28. Mai abends S Uhr in Kautſch' Gaſtwirtſchaft
Martinsberg 6.

Tagesordnung wird in der Verſammlung bekannt gegeben.
Es iſt notwexndig, daß ſämtliche hieſigen Töpfer in dieſer Verſammlung Anfang 8 Uhr.

vertreten ſind. Der Einberufer.

Konzertſängerin. James Basch
Humoriſt und Charakteriſtiker mit
neuem brill. Repertoir. m Amerienn
Räoscope. ſenſ. leb. Photographien.

Ende

Marx M wopniſage Lehren von K. Kautsky. Broſchiert 1.50 Mk., ge
bunden 2. Mk.

Broſchiert

Die ländliche Arbeiter ge Gebunden 2 Mk.
Charles Fourier von A. Bebel. Gebunden 2.50 Mk.
Das Elend der Philoſophie von K. Marx. Broſch. 1.50 Mk., geb. 2.-- Mk.
Das Erfurter Programm von K. Kautsky. Broſchiert 1.50 Mk., geb. 2.-—.

Lage der arbeitenden Klaſſen in England von F. Engels. Bro-
ſchiert 2. Mk., gebunden 2.50 Mk.

Der ruſſiſche Bauer. Broſchiert 1.50 Mk. gebunden 2. Mk.
Geſundheitspflege des Weibes von Dr. F. Simon. Broſchiert 2. Mk.,

gebunden 2.50 Mt.
Etienne Cabet und der ikariſche Kommunismus von H. Cabet. Bro-

ſchiert 1.50 Mk., gebunden 2.-- Mk.
Natürliche und ſoziale Religion von Dr. F. Lütgenau. Broſchiert

1.50 Mk., gebunden 2. Mk.
Tſcherniſchewsky. Broſchiert 2.50 Mk., gebunden 3.-- Mk.
Dührings Umwälzung der Wiſſenſchaft von F. Engels. Broſchiert

2.50 Mk., gebunden 3.-- Mk.
Das der P ſophie und Briefe über Logik. Broſch. 1.50 Mk.,

gebunden 2.
Die engliſche Gewerkvereins- Bewegung von S. B. Webb. Broſch,

1.50 Mk., gebunden 2 Mk.
Revolution und Kontre- Revolution von K. Marx. Broſchiert 1.50 Mk.,

gebunden 2. Mk.

ſeinen

gegen 11 Uhr.

Gesangverein Vreiheit.
Zur Wiederkehr unſeres alten Sangesbruders aus Braſilien

fällt unſere Singeſtunde am 28. d. Mts. aus und findet am ſelben
Abend ein F Kommers W der Sangesbrüder bei Fanlmann
ſtatt. Genoſſen, Freunde, Bekannte und alte Sangesbrüder haben
hierzu Zutritt.

9 7
Werte Geſellſchaften bitten wir, infolge der Krankheit unſeres Dirigenten

Herrn Beckert, Beſtellungen auf Muſik bei unſern Mitgliedern, den Herren
Hietzsehold, Rahneſtraße 16, oder Paul. Gartenſtrafze 40, machen
zu wollen. Dilettanten- Verein Zeit.

Gekrönte häupter.
Zur Naturgeſchichte des Abſolutismus.

Direktion

Nur noch

Pugène und

Deta Waldan,

ſpoſſo- Theater
Gustav Poller am

Riebeckplatz, Nähe Haupt-Bahnhof
ch wenige Tage!

Allabendlich ſtürmiſch. Beifall!
Jartin Jallée mit ſeinen Schlagern:

„Wenn Kalkulatorſch in die Baum-
blüthe ziehn“ und „Prinz Heinrich

in Amerika“.

Jatalie Veldemann

mit ihrem reizenden Dreſſurakt von
18 Hunden und 1 Affen.

brillante Vortrags-

Ale. liti, die Königin der Luft,
und das übrige Glanzprogramm.

Der Glaube an die Menſchheit von Th. Peters. Broſchiert 2.-- Mk.,
gebunden 2.50 Mk.

Laſſalle J Reden und Schriften. Neue Geſamtausgabe. Herausgegeben
im Auftrage der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands von Ed.
Bernſtein. r in 3 Bänden. Alle 3 Bände zuſammen in
Leinen gebunden 11.50 Mk.

Volks-Fremdwörterbuch. Von Wilh. Liebknecht. Preis geb. 3.20 Mk.
Die Emſer Depeſche oder Wie Kriege gemacht werden. Mit einem

Nachtrag: Bismarck nackt. Von W. Liebknecht.
Städteverwaltung und Munizipal Sozialismus in England. Von

C. Hugo Preis 2.50 Mk.
Leipziger Hochverratsprozeſß: wider Bebel, Liebknecht und Hepner.Mit einer hiſtoriſchen Einleitung von W. Liebknecht. Halbfranz-

band 5.50 Mk.
Handelspolitik und Sozialdemokratie. Populäre Darſtellung der handels-politiſchen Streitfragen von K. Kautsky. Preis 30 f. nach aus-
wärts 35 Pf., bei vorheriger Einſendung des Betrages.

KGSXGO G aenGewerbegerichts- Geſetz ſence Wichar etkeirtaten

für das Deutſche Reich Matzjes: ßden 99 Juni dopringhey“ T 5 R. 100 Std. 10 R. incl.

Künſtlerin.

u e nntmachungen d ichs1. Katharina II. von Rußland. Konſisziert geweſen. Anfang 8 Uhr. Ende geg. l Uhr. g. u Caſtlebay 28
2. Auguſt der Starke, Kurfürſt von Sachſen. Konfisziert geweſen. Preis 25 Pf Stomowa 2 6509 9 5 r r II IFrl en Mecklenharg Jeden Mittwoch Zu beziehen durch die do 22 65 77 95. Ludwig IV. von Frankreich. chlachte- Feſt. Volksbuchhandlung. und Malta-Kartoffeln empfing un
6. Philipp II. von Spanien. Oskar Heoller, empfiehltFriedrich Wilhelm II. von Preußen.
8. Heinrich VIII. von England.

Steinweg 32.
elephon 2179.

Für reiſende Handwerker undArbeiter: August Apelt, Leipzigerſtr. S.
9. Eliſabeth von Rußland.

10. Louis Philipp von Frankreich.
11. Papſt Julius II.
12. rn II. von Preußen.

e e. Scherms Reiſe Handbuch.
Rernh. Siegel,

Böllbergerweg 21.
Preis 1.50 Pf.

aligula.
14. Ludwig XV. von Frankreich.

Friedrich Wilhelm IV.
wan der Schreckliche von Rußland.

17. Terome, König von Weſtfalen.

MittwochSchlachte Feſt.
Karl BRachmann,

Triftſtr. 37.

Bettfedern,
Fertige Betten, Inlets,
Bettwäsche, Strohsäcke,

Slomkes Städtebuch.
Preis 1.20 Pf.

Beide Bücher mit ſehr gute Karten
ausgeſtattet.

18. Jſabella II. von Spanien.
19. Wilhelm II. von Heſſen.
20. Nero.
21. Karl I. von England.
22. Karl Eugen von Württemberg.
23. Rudolf 17., Kaiſer von Deutſchland.
24. Chriſtian von Schweden.

rima Wurst Waren qus
reinem Schweinegut empfiehlt

G. Gerig, Ppoſeuſtraße 2. Saubere dütenarbeiterinnen

Zu beziehen durch die
Volksbuchhandlung,

Geiſtſtraße 21.

Bettstellen
mit und ohne Matratzen

empfiehlt unter Garantie ſtreng
reeller Bedienung

25. Maria Thereſia von Oeſterreich.
26. Leopold II. von Belgien.

W Jedes Heft 20 Pf. W
Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung, Geiſtſtraße 21.

Brennholz ſntrocken, a Korb 30 Pfg. kleine Fuhre Keger Papierwaren und Druckerei

2.25 Mk. frei Haus.
Holzſchuhfabrik Cottesackerſtraße 14.

Eduard Graf
Erſtgrößtes Spezial- Geſchäft

am Platze.

Bald e Comp-
eitsburſchen bei hohem Lohn.

Emil Bald Co. Marktplatz II.

Verlag und für die Inſerate verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S.



Beilage zum Volksblatt.
Nr. I21

lſtoi iTolſtoi vor der deutſchen Juſti;.
Der Giordano Bruno-Bund für einheitliche Weltanſchauung

hat jetzt mit Rückſicht darauf, daß am 4. Juni ein deutſches
ericht über Tolſtoi zu richten berufen iſt, folgenden Aufruf

erlaſſen:
Jm Verlage von Eugen Diederichs in Leipzig erſcheinen

Leo Tolſtois ſämtliche Werke, herausgegeben von Raphael
Loewenfeld. Ein Bändchen iſt betitelt „Der Sinn des Lebens“
und enthält unter anderem auch die „Antwort an den Synod“,
die Tolſtoi auf ſeine Exkommunikation aus der griechiſchen
Kirche folgen ließ. Geſchmäht und angeſchuldigt, er habe „in
der Verblendung ſeines hoffärtigen Geiſtes ſich frech erhoben
gegen den Herrn und ſeinen Chriſt“, ſetzt Tolſtoi auseinander,
welche Lehren und Gebräuche der griechiſchen Kirche er in der
That für verwerflich halte. Nun hat ein deutſcher Leſer (ein
katholiſcher Juſtizrat) dieſe Schrift bei einer Leipziger Staats-
anwaltſchaft denunziert, worauf ſie von der Behörde konfisziert
wurde. Die Beſchlagnahme wurde zwar vom Leipziger Amts-
gericht nicht beſtätigt, indeſſen vom dortigen Landgericht an-
erkannt. Ueberdies ruft nun eine Anklage wegen „Gottes-
läſterung“ und „Beſchimpfung kirchlicher Einrichtungen“ Heraus-
geber und Verleger vor den Richter.

Wir halten es für unſere Pflicht, die öffentliche Kritik auf
dieſen Fall hinzulenken. Mag man über die Richtigkeit der
Gedanken Tolſtois verſchieden urteilen, ſo iſt doch der heilige
Ernſt ſeines religiöſen und ſittlichen Suchens über jeden Zweifel
erhaben. Wer aus tiefer Ueberzeugung erklärt, er ſehe „allen
Sinn des Lebens nur in der Erfüllung von Gottes Willen,
wie er in der chriſtlichen Lehre ſeinen Ausdruck gefunden“,
kann kein Gottesläſterer ſein. Die ruſſiſche Regierung ſcheint
das auch anzuerkennen:; wenigſtens iſt ſie nicht gegen Tolſtoi
vorgegangen. Ebenſowenig haben die anderen europäiſchen
Kulturſtaaten denn die Schrift wurde in alle Sprachen
überſetzt etwas einzuwenden gehabt. Was aber Tolſtoi
ſelbſt in Rußland erſpart blieb, ſoll jetzt in Deutſchland Ueber-
ſetzer und Verleger treffen, die, ohne die Möglichkeit einer Ver-
folgung zu ahnen, den richtigen Gedanken bethätigten: Tolſtois
Werke gehören mit Einſchluß dieſer bedeutſamen Verteidigung
ſeiner Religion entſchieden der Weltlitteratur an und dürfen
als Quellen idealen Lebens, ja ſchon als geſchichtliche Doku-
mente dem deutſchen Volke nicht vorenthalten bleiben. Was
das Vorgehen des Leipziger Staatsanwalts und Landgerichts
noch ſeltſamer macht, iſt die Art, wie eine Beſchimpfung deutſch-
kirchlicher Einrichtungen konſtruiert werden ſoll. Offenbar hat
der S 166 des Reichsſtrafgeſetzbuches nicht die Miſſion, die
ruſſiſche Kirche vor kritiſchen Anfechtungen zu bewahren. Jn-
deſſen meint die Anklage, was Tolſtoi gegen die griechiſche
Kirche vorbringe, paſſe auch auf Dogmen und Sakramente des
deutſchen Katholizismus und Proteſtantismus und ſtelle folg-
lich eine „mittelbare“ Beſchimpfung kirchlicher Einrichtungen
und Gebräuche dar.

Dies Vorgehen von Organen eines deutſchen Bundesſtaates
beunruhigt, wenn auch unabſichtlich, unſer religiös-ſittliches
Leben und Forſchen. Wenn zwiſchen den Heilſucher und die
Quellen ſeiner Erkenntnis oder Anregung hindernd ſtarre
Polizeigewalt tritt, ſo müſſen die Gewiſſen ſich auflehnen und
eifrig darum bemühen, daß die Zirkulation des Jdeenblutes
im Volkskörper und der Stoffwechſel vor ſolchen Einſchnürungen
bewahrt werden. So wünſchen wir denn nicht allein, die be-
rufenen Beamten möchten den Leipziger Tolſtoi Fall in unſerem
Sinne beilegen; die Axt ſuchen wir auf jene Wurzel zu lenken,
der immer neue Uebel derſelben Art entſprießen wir fordern
demnach von unſern Geſetzgebern, daß ſie den veralteten
Gottesläſterungs- Paragraphen beſeitigen.

Eine große Anzahl von Dichtern, Künſtlern und Schrift-
ſtellern von Bedeutung hat den Aufruf unterzeichnet.

So erhalten ſozialdemokratiſche Forderungen Unterſtützung
aus allen Kreiſen. Wir haben im Laufe der Jahre bei jeder
ſich bietenden Veranlaſſung auf die Notwendigkeit der Be-
ſeitigung jener Beſtimmungen hingewieſen. Denn es handelt
ſich um Vorſchriften, die der freien Forſchung und der freien
Kritik von Dogmen, kirchlichen Gebräuchen und Mißbräuchen
unerträgliche Feſſeln anlegen und der freien Wiſſenſchaft
Hemmniſſe bereiten, die den Fortſchritt der Kultur aufs äußerſte
gefährden.

Stadtverordneten Sitzung
vom 26. Mai 1902, nachmittags 4 Uhr.

Vorſteher: Dittenberger.
Eingegangen iſt eine Petition der Klempner-Jnnung,

die vom 14. bis 17. Juni hier ihren Verbandstag, verbunden
mit Fachausſtellung, abhält. Da Apparate in Betrieb geſetzt
werden ſollen, wird gebeten, Waſſer und Gas gratis zu verab-
reichen. Die Organiſation der Buchdrucker bittet, wie
ſchon früher, ſtädtiſche Arbeiten nur in ſolchen Druckereien her-
ſtellen zu laſſen, die den Verbandstarif bezahlen. Beide Ange-
legenheiten werden der Petitions Kommiſſion überwieſen.
Direktor Richards vom Stadttheater wünſcht die Aenderung
eines Paragraphen in ſeinem Pacht-Vertrag. Die Sache wird
auf einige Zeit zurückgelegt. Oberbürgermeiſter Staude teilt
mit, vom Präſidenten der Kolonial-Geſellſchaft, Herzog Johann
Albrecht von Mecklenburg, beauftragt worden zu ſein, dem
Kollegium für den hier bei der Tagung bereiteten freundlichen
Emmpfang den Dank abzuſtatten. Nach Verleſung und Ge-
nehmigung des Protokoll der Sitzung vom 13. Mai bringt der

Vorſteher in Erinnerung, daß bei dem Verlaſſen der Sitzung
un r verpflichtet ſei, dem Vorſitzenden davon
Mitteilung zu machen.1. Die Entlaſtung der Rechnung über das Kapitel
Armenweſen für das Rechnungsjahr 1899 wird erteilt.

2. Die Entlaſtung der Kämmerei Rechnung für 1899
wird ebenfalls erteilt. Stadtv. Richter bringtmehrere Monitas
vor. Es ſtellen mehrere Arbeiter Rechnungen bezw. Quittungen auf
Gehalt aus, während ſie nur Lohn beziehen. Aufgefallen
ſei, daß ein Tuchrock für den Feuerwehr-VicetFeldwebel Finger-
huth nur 28 M., die Silberſtickereien an dem Kragen und
den Aermeln aber 32 M. gekoſtet habe, die Verzierung alſo
teurer als der Rock geweſen ſei. Den Straßenkehrern, die
im Tagelohn arbeiten, ſei der Sonntag, obwohl ſie nur einige
Stunden gearbeitet haben, immer voll bezahlt worden. Refe-
rent giebt zu, daß die Sonntagsarbeit beſſer bezahlt werden
müſſe, findet aber die Vollrechnung für den Sonntag zu hoch.S Etahtrat Schnackenburg entgegnet, daß die Straßen-
kehrer nicht zu viel, ſondern pro Woche nur 16.80 M. bekommen;
es könne aber eine beſſere Verrechnung eingeführt werden.

Stadtv. Krüger erkennt den ausführlichen r durch den
Referenten an und wünſcht, es möchten einmal alle die dem
Magiſtrat ſchon ausgeſprochenen Tadel und die Ausſetzungen
an den vorgelegten Rechnungen zu einem Sträußchen zuſammen-
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gewunden würden, dann könnte man das „geſunde Prinzip“
noch beſſer bei Lichte beſehen.

3 bis 8. Ohne Diskuſſion wurden folgende Punkte er
ledigt: Dem Finalabſchluß der Kaſſe der Handwerkerſchule für
1901 wird zugeſtimmt und die erforderliche Nachbewilligung
wird ausgeſprochen Genehmigt wird eine neue Geſchäfts-
an weiſung für das Kuratorium des Schlacht- und Vieh
hofes. Der Beſchaffung eines Gas-Badeofens für das
Kinderaſyl wird zugeſtimmt. Die Herſtellung von Torga-
mentfußböden im Aſyl für Obdachloſe wird beſchloſſen.
Vom Grundſtück Hafenſtraße Nr. 4 ſoll nach den Vorſchlägen
der Kommiſſionen Land pro Quadratmeter zu 25 Mark er-
worben werden. Der Beſitzer hatte 40 Mark pro Quadrat-
meter verlangt.

9. Zur Veſchaffung von Ehrenpreiſen für das hier
ſtattfindende 20. Provinzial Bundesſchießen verlangte der
Magiſtrat 500 Mark. Das Schießen findet in der Zeit vom
22.--26. Juni „unter dem Protektorat Sr. Durchlaucht des Erb-
prinzen von Anhalt ſtatt, wie die Magiſtratsvorlage be-
deutungsvoll hervorhebt. Bei der Begründung der Sache wird
auf ein Schreiben des Vorſitzenden des Ortsausſchuſſes, Kauf-
mann Neue, Bezug genommen, der auf die Leiſtungen anderer
Städte, in denen bisher das Schießen ſtattfand, hinweiſt und
daran erinnert, für das Mitteldeutſche Bundesſchießen ſeien im
Jahre 1888 in Halle 2100 M. bewilligt worden.
Namens der Finanzkommiſſion erklärt ſich Stadtv. Richter
für die Ablehnung der Magiſtratsvorlage. Die Finanzkommiſ-
ſion habe nicht anerkennen können, daß ein allgemeines
Intereſſe vorliege; früher möge das Jntereſſe für ſolche Dinge
größer geweſen ſein.
Oberbürgermeiſter Stande ſpricht aus, man könne allerdings
über die Sache verſchiedener Meinung ſein. Ein Jrrtum ſei es
aber, wenn man meine, die Stadt Halle habe ſolche Feſte nicht
mehr nötig. Die Bundesſchießen ſeien „Volksunter-
nehmungen von allgemeiner Bedeutung und
hätten einen hiſtoriſchen Hintergrund. Redner bittet um Be-
willigung der verlangten Summe.

Stadtv. Neſſe erſucht, in dieſem Falle einmal eine Ausnahme
zu machen und den Betrag zu bewilligen. Die Gewerbetreiben-
den hätten Vorteile dadurch. Leipzig leiſte in dieſer Beziehung
ſehr viel und habe damit einen ſtarken Fremdenverkehr ange-
zogen.

Stadtv. Schmidt ſpricht ſich gegen die Bewilligung aus.
Die Veranſtalter dieſes Schießens haben ſich in einer wahrlich
nicht feinen Weiſe direkt an Stadtverordnete gewandt und in
einem Schreiben geſagt, wenn innerhalb zwei Tagen keine Nach-
richt einlaufe, ſo wäre die Zuſtimmung zu der Bewilligung an-
genommen. Das Vorgehen ſtreife faſt an Erpreſſung und ſei
chlimmer wie die Aufdringlichkeit der Lotteriekollekteure. Für

das Mitteldeutſche Bundesſchießen würde er, Redner, wieder
etwas bewilligen; für dieſe Geſellſchaft aber nicht. Da könne
ſchließlich jeder Skatkongreß oder jede Billardgeſellſchaft kom
men und Geld verlangen.

Stadtv. Krüger bemerkt, gegen ſeine Freunde und ihn ſeien
jene Leute nicht ſo aufdringlich vorgegangen, daß er ſie, wie der
Stadtv. Schmidt, hätte abwehren müſſen. Er ſei nicht dafür,
daß das Geld zum Fenſter hinausgeworfen und der Steuer-
zahler geſchröpft werde. Bei den vielen Bewilligungen reiße
einem endlich die Geduld. Da werden hier 500, da 1000 und
da 1500 Mk. verlangt. Dieſer Bewilligungsfaden müſſe endlich
einmal abgeſchnitten werden. Die Leute, die das Geld ver-
langen, haben mehr als die hieſigen Steuerzahler. Wenn der
Oberbürgermeiſter auf den hiſtoriſchen Hintergrund hingewieſen
habe, ſo könne man dieſes nur im Sinne des Mittelalters ver-
ſtehen, das man von gewiſſer Seite allerdings gern wieder auf-
leben laſſen möchte. Sehr verfehlt ſei es jedenfalls vom Ober-
bürgermeiſter, hier von einem „Volksunternehmen“ zu ſprechen.
Das Volk iſt nur inſofern beteiligt, als es das Geld dazu giebt.
Das Geld möge man lieber auf ſozialpolitiſchem Gebiete ver-
wenden.

Abſtimmung ergiebt die Ablehnung der Magiſtrats-
vorlage.

10. Die Verſtärkung des Kredits der elektriſchen Be-
leuchtungsanlage im Ratskeller rief eine ſehr lebhafte Dis-
kuſſion hervor. Die Anlage war ſeiner Zeit mit 3950 Mark
veranſchlagt, und jetzt werden noch 7277 Mark nachge-
fordert. Der Referent Stadtv. Schmidt hebt hervor, daß
das eine außerordentlich unliebſame Sache ſei, nachdem die
Maſchinen nun aber verſilbert worden ſeien, müſſe man ſchon
den bedeutenden Betrag nachbewilligen. Der Fehler liege jeden-
falls daran, daß man den Direktor des Elektrizitätswerkes nicht
als Fachmann herangezogen habe. Die Finanzkommiſſion ſpreche
dieſe Nachbewilligung nur gezwungen aus und empfehle fol-
gende Reſolution zur Annahme:

„Die Verſammlung ſpricht über die ſich wiederholenden mangel-
haften Voranſchläge ihr lebhaftes Bedauern aus und erſucht
um ſorgfältigere Prüfung der Koſtenanſchläge, bezw. bei zu-
künftig vorkommenden Ueberſchreitungen ſofort an das Kolle-
gium heranzutreten.“
Ob dieſe Reſolution etwas nützen wird, meint Stadtverord.

Schmidt, ſei dahingeſtellt. Nächſtens werde er, Redner, wieder
vorzubringen haben, bei der es ſich nicht anders

verhält.
Stadtv. Richter ſchließt ſich den Ausführungen des Vor-

redners an und meint, man hätte den Betrieb noch ruhig eine
Zeitlang mit den alten Maſchinen laufen laſſen können. Der
Koſtenanſchlag wäre nicht ſo mangelhaft ausgefallen, wenn man
den Direktor Jung vom Elektrizitätswerke zu Rate gezogen
hätte. Er beantrage, daß bei Aenderungen und Neuanlagen
auf r dtifchent Gebiet ſtets Direktor Jung mit zu Rate gezogen
werde.

Stadtv. Brinkmann erklärt die Sache für nicht ſo ſchlimm
und nimmt den Beleuchtungsingenieur Kretſchmar in Schutz.
Stadtbau-Jnſpektor Rehorſt ſtellt ſich auf denſelben Stand-
punkt und erklärt, allerdings ſei es unangenehm, wenn eine
Anlage das Dreifache der urſprünglichen Bewilligung koſte.
Aber die Ausführung der Anlage ſei ſehr ſchwierig geweſen und
habe nicht auf Heller und Pfennig berechnet werden können.
Es habe aber damals kein richtiger Koſtenanſchlag vorgelegen,
und die Finanzkommiſſion bezw. das Kollegium habe damals
keinen Koſtenanſchlag verlangt. (Unruhe und Heiterkeit.) Eine
Diskreditierung des Heizungs-Jngenieurs ſei nicht angebracht;
man möge die Sache mit mildem Auge anſehen, da doch kein
effektiver Verluſt eingetreten iſt.

Stadtv. Pfaul meint, ein Privatmann würde es ſich jeden-
falls nicht bieten laſſen, daß eine Anlage dreimal ſo teuer werde,
als ſie veranſchlagt worden iſt. Man komme auf den
Gedanken, die Anlage iſt niedriger taxiert, damit ſie nur ge-

macht wird. vStadtv. Thiele: Die Debatte macht den Eindruck, als ſolle
hier ein Unſchuldiger als Sündenbock vorgeſchoben werden der
Beleuchtungs-Jngenieur ſcheint bemüht geweſen zu ſein, ſeine
Pflicht zu thun. Die Sache verhalte ſich hier ebenſo wie bei
dem Stadt Theater. Die Schuldigen ſitzen am
Magiſtratstiſch. Da werden immer ſchöne Bilder vor-
gemalt und wird ſo und ſo viel Vorteil verſprochen, und wenn
es dann zum Klappen kommt, dann ſtimmt die Rechnung nie-mals. Das Kollegium iſt aber ſelbſt an dieſen Zuſtänden mit ſchuld,

weil es den Glauben an ſeine Kraft verloren hat. Habe doch ſo
eben Herr Schmidt geſagt, er zweifle, ob ſein Tadel etwas nützen
werde Konnten die Maſchinen nicht noch “2 Jahr länger laufen,
da, wie geſagt wurde, die Schwierigkeiten entſtanden ſind, weil
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die baulichen Veränderungen mitten während des Weihnachts-
geſchäfts vorgenommen worden ſind Der Magiſtrat hat wieder
ſeine Politik der Ueberrumpelung dabei geführt; er tritt dem
Kollegium nicht mit der erforderlichen Offenheit gegenüber und
iſt nicht ſorgfältig in den Voranſchlägen. Wenn nun aber
Herr Schmidt meint, wir müßten die Nachbewilligung aus-
ſprechen, ſo ſind wir anderer Meinung. Wir ſind es der Bürger-
ſchaft ſchuldig, daß wir nicht bewilligen, um den Magiſtrat zur
ſorgfältigeren Pflichterfüllung zu erziehen. Jch beantrage, die
Beſchlußfaſſung auszuſetzen, bis der Magiſtrat die detaillierten
Koſtenrechnungen uns vorgelegt hat, damit man weiß, woher die
ungeheure Ueberſchreitung eigentlich rührt. Wenn das Kollegium
ſich das vom Magiſtrat bieten laſſe, ſei es ſelbſt daran ſchuld,
wenn ſich der Magiſtrat über die ihm ausgeſprochenen Tadel
hinwegſetze. Der Antrag auf Ausſetzung der Beſchlußfaſſung
wird abgelehnt.

Stadtv. Richter proteſtiert dagegen, daß jetzt die Schuld auf
die Finanzkommiſſion und das Kollegium abgeladen werde. Das
Kollegium hat nicht erſt einen Koſtenanſchlag zu verlangen,
ſondern der Magiſtrat iſt verpflichtet, einen ſolchen vorzulegen.
Anfänglich ſei in der Finanzkommiſſion eine viel ſchärfere Miß
billigung geplant geweſen.
IJm weiteren Laufe der Debatte erklärt Stadtv. Heiſer, das

Licht im Ratskeller ſei miſerabel ſchlecht, man habe am Elektri-
zitätswerk nur angeſchloſſen, um das neugeborene Kind in den
Pulverweiden beſſer laufen zu laſſen. Das Stadtbauamt habe
die Sache nicht gründlich geprüft und der Magiſtrat ſei ſchuld.
Hier liege die Sache wie bei dem Theater. Stadtv. Gieſe
iſt nicht der Anſicht wie Stadtv. Thiele, daß das Kollegium mit
ſchuld ſei. Das Kolleginm könne ſich um Koſtenanſchläge nicht
kümmern. Hier habe es ſich um eine eingerichtete Anlage ge-
handelt:; bei einer Neuanlage hätte man ſich vielleicht noch viel
ſchlimmer verrechnet. (Beifall.) Stadtv. Thiele erwidert, daß
er nur inſofern das Kollegium mit verantwortlich gemacht habe,
weil es ſtets die Nachbewilligungen ausſpreche. Der Magiſtrat
rechne mit der Gutmütigkeit des Kollegiums, das ſich viel zu
viel gefallen laſſe und höchſtens einmal brummt. Auf Grund
welcher Beſtimmung der Städteordnung hat ſich übrigens der
Magiſtrat für berechtigt gehalten, die Maſchinen zu verkaufen

Als keine Antwort erfolgte, erklärte Thiele, der Magiſtrat
dürfe nicht ſchweigen, wenn er gefragt werde, ob er ſich eine.
ungeſetzliche Handlung zu ſchulden habe kommen laſſen-
Redner beantragt nunmehr Ablehnung der Nachbewilli-
gung.

Stadtv. Richter erklärt hierauf, daß ſich der Magiſtrat auf
Grund eines Beſchluſſes im Kollegium zum Verkauf der Maſchi-
nen berechtigt halten konnte. Stadtv. Schmidt meint,
Stadtv. Thiele habe wohl recht, wenn er verlangt, man möge
die Nachbewilligung ablehnen. Bewilligt werde das Geld dann
aber doch. Da greife einfach nachher der Regierungspräſident
zu und ſtelle den Betrag ein. (Zwiſchenruf der ſozialdemokrati-
ſchen Stadtverordneten „Gut! dann haben aber wir nicht die
Verantwortung.“) Der Reſolution möge man aber zuſtimmen,
denn der darin erhobene Vorwurf ſei berechtigt. Wo ſoll ſchließ
lich das Vertrauen zum Magiſtrat herkommen, wenn ſo etwas
paſſiert? Das Kollegium könne keine Voranſchläge machen.
Hingeſchoben ſei die Sache vielleicht nur ſo lange, weil man
danach geſucht habe, ſie ſchmackhafter zu machen.

Nach Schluß der Debatte beantragte Stadtverordn. Krüger
namentliche Abſtimmung, was aber abgelehnt wurde.
Das Reſultat der Abſtimmung war, daß die Bewilligung aus
geſprochen, die Reſolution der Finanzkommiſſion mit großer

n und auch der Antrag Richter angenommen
wurde.

Gegen die Reſolution ſtimmten faſt nur die Sozialdemokraten,
weil ihnen die Reſolution nicht ſcharf genug war. Gegen die
Nachbewilligung ſtimmten außer den fünf Sozialdemokraten die
Stadtv. Gieſe, Reiling, Stephan, Berghaus, Neſſe, Fiſcher,
Döhler und Heiſer. Für den Antrag auf namentliche Abſtim-
mung hatten außer den Sozialdemokraten nur geſtimmt die
Stadtv. Gieſe und Reiling ſowie der Vorſteher Dittenberger.

11. Die Mittelbewilligung zur Veſchaffung von Kinder-
milch führte ebenfalls zu Auseinanderſetzungen. Der Magiſtrat
fordert in der gedruckten Vorlage 1000 M. zu einem Verſuch
zur Gewährung keimfreier Milch an bedürftige Familien. Der
Referent der Finanzkommiſſion, Stadtv. Richter, weiſt darauf
hin, daß die Bewilligung dieſes Betrages von hoher prinzipieller
Bedeutung iſt. Wenn die Stadt einmal A geſagt habe, müſſe
ſie auch ſchließlich B ſagen. Bei der Durchführung der Be-
ſchaffung ſolcher Milch für alle Bezirke würde ein jährlicher
Koſtenaufwand von etwa 20 000 M. erforderlich ſein. Jn dieſer
Höhe könne man allerdings die Stadtkaſſe nicht belaſten. Darum
habe die Finanzkommiſſion vorgeſchlagen, nur einen Verſuch zu
machen und dieſe 1000 M. nur einmal zu bewilligen. Daß
die ſteriliſierte Milch allein ein Univerſalmittel iſt, kann nicht
geſagt werden. Selbſt die Leute der Wiſſenſchaft ſind über
die Zweckmäßigkeit der Milch verſchiedener Meinung. Mit der
Steriliſierung der Milch gehe auch ein Teil des Nährwerts ver-
loren e. edner beantragt namens der Finanzkommiſſion,
einen einmaligen Verſuch zu machen und zwar unter
der Bedingung, die Sache, wenn ſie mit Erfolg ge-
krönt iſt, der privaten Thätigkeit zu überweiſen.
Die Verſammlung möge es entſchieden ablehnen,
auf die Stadtkaſſe die Koſten für die Ausführung
dauernd zu übernehmen.

Stadtrat Schnackenburg ſpricht im Sinne des Referenten.
Der Zweck ſei, gute Milch für arme Eltern zu einem billigen
Preiſe zu ſchaffen. Es ſei zunächſt ein Verſuch. Jſt ein Erfolg
da, ſo werde ſpäter ſchon die Vereinsthätigkeit einſetzen.
Stadv. Kohlſchütter weiſt darauf hin, daß dieſe Einrichtung
für Deutſchland neu ſei. Jn England und Frankreich habe
man aber ſchon ſehr gute Erfahrungen damit gemacht. Man
möge ſich aber nicht jetzt ſchon feſtlegen, daß man für nächſtes
Jahr für die Ausführung nichts wieder bewilligen wolle.
Stadtrat Pütter teilt mit, daß die Sterblichkeit der Säuglinge
bei den Kindern, die als ſog. Ziehkinder in Pflege gegeben
werden, nicht ſo groß ſei, als bei den Kindern, die bei ihren
Eltern ſind. on erſteren ſterben nur 17--18 Proz. von
letzteren 29 Proz. Die Pflegerinnen ſind auch jetzt beauftragt
e bei beſtimmten Krankheiten ſofort einen Arzt zu Rate
zu ziehen.Stadtv. Krüger bemerkt, wenn man die gedruckte Vorlage
durchſieht, ſo ſcheine es, als wenn der Magiſtrat einen tieferen
Einblick in das ſoziale Leben beſitze, als ſeine Thaten erkennen
laſſen. Sätze wie: „Speziell die ärmere Bevölkerung iſt nicht
in der Lage, ihre Säuglinge in zweckentſprechender Weiſe zu er
nähren“, „Bedauerlicherweiſe iſt die ärmere Bevölkerung ge
zwungen, weil der Preis der Milch, die zur Kindernahrung ge
eignet iſt, die ihr zu Gebote ſtehenden Mittel überſteigt“, deuten
darauf hin, daß im Staate Dänemark noch mehr faul iſt.
Taurig aber wahr iſt es, daß vielleicht manche Mutter in heu
tiger Zeit froh iſt, einen Eſſer weniger am Tiſche zu haben.
Der Arme zieht ſeine Kinder groß, und der Unternehmer beutet
ſie nachher aus. Die Vorlage beweiſt, daß auf dieſem ge etwas
mehr gethan werden muß. Der Magiſtrat hat vielleicht jetzt
erkarent, daß er durch ſein rigoroſes Vorgehen bei den Streiks c.
die igiarn Zuſtände mit verſchuldet hat. Fraglich ſei, ob der
erſte Bezirk gerade der geeignetſte iſt. Auch die zur Entnahme
der Milch von den Armenpflegern er verabreichenden Blech
marken erregen Mißtrauen. er bürgt dafür, ob die kleine
Unterſtützung nicht als r Jäaſe tur
nutzt wird Es wäre gar kein ſch



ſei es auch nicht, die Arbeiter von oder Uebelwollen
des Magiſtrats abhängig zu machen. Der Pera der Finanz-kommiſſion bedeute auch nur eine halbe Sache. Wenn die Mich

verſorgung ſpäter der privaten Wohlthätigkeit überwieſen werde,
dann würden ſich Leute finden, die ſich daran auch nur be-
teiligen, um zu Orden und Ehrenzeichen gelangen zu können.
Er, Redner, und ſeine Freunde werden aber in der Voraus-
ſetzung, daß der Magiſtrat erklärt, die Verabreichung der Milch
ſei nicht mit der Entziehung von Rechten verbunden, für die
Vorlage er
„Hierauf ging ein Antrag auf Schluß der Debatte ein. Stadtv.
Thiele konſtatiert, daß 8 Punkte ohne Debatte erledigt worden
ſind. aber bei den beiden Punkten, die Debatten hervorriefen,
wieder R geſtellt worden ſind. Der Vorſteher entgegnet,. daß kein Redner mehr eingetragen geweſen ſei.
Stadtv. Richter erklärt, erſt geglaubt zu haben Stadtv.
Krüger und ſeine Freunde würden gegen die Vorlage ſtimmen.
Gewöhnlich habe man von jener Seite bei ſolchen Vorlagen er-
klärt, die Sache ſei ein Tropfen auf den heißen Stein, und des-
halb ſtimme man nicht dafür. Wenn man jetzt nun endlich das
Gute anerkenne, ſo erkläre er ſich damit zufrieden. Durch die
Verabreichung der Blechmarken ſeitens der Armenpfleger ſei
keine Entrechtung zu erwarten. Die Milch werde doch bezahlt,
und die Stadt leiſte nur einen Zuſchuß. Das Kollegium möge
ſich durch die Ausführungen Krügers nicht irre machen laſſen
und für die einmalige Bewilligung ſtimmen.

Stadtv. Krüger erklärt hierauf da der Magiſtrat auf ſeine
Anfrage bezüglich der eventuellen Entrechtung keine Antwort
gegeben habe, müßten er und ſeine Freunde nunmehr gegen
die Vorlage ſtimmen.

Der r der Finanzkommiſſion wurde ſchließlich gegen
eine ſtarke Minderheit angengmmen.

2. Für eine gemiſchte Kommiſſion zur Beratung der ge-
planten Steuerreform werden ſeitens des Vorſtehers folgende
Stadtverordnete vorgeſchlagen: Gygas, Keil, Kohlſchütter,
Krüger, Neſſe, Schmidt, Spindler, Steckner und
Dittenberger. Stadtv. Krüger lehnt ab und bittet, für
ſeine Perſon Stadtv. Thiele in die Kommiſſion zu wählen. Der
Vorſteher entgegnet hierauf daß er Krüger für ein nützliches
Mitglied für die Kommiſſion halte und er keine Veranlaſſung
habe, ſeinen Vorſchlag zurückzuziehen. Die zuerſt vorgeſchlagenen
8 Stadtverordneten wurden als gewählt bezeichnet und bezüglich
des letzten ſchritt man zur Wahl durch Stimmzettel. Darauf
erhielten Heiſer 18, Thiele 13, Richter 11 und Krüger 2 Stimmen.
Nunmehr fand Stichwahl zwiſchen Heiſer und Thiele ſtatt, bei
der Heiſer mit 32 gegen 12 Stimmen, die für Thiele abgegeben
wurden, gewählt wurde. Darauf geſchloſſene Sitzung.

ſo zirka 500 Wähler aus der Liſte reichen 52 dürfen.
em Wohl

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 27. Mai.

Aus dem Stadtverordnetenſaale.
Geh, Hamlet, geh; lege dich wieder ſchlafen! Sei froh, daß

du nicht jetzt und in Halle zu leben brauchſt! Harmlos ſagſt
du, es gebe Dinge zwiſchen Himmel und Erde, von denen ſich
unſere Schulweisheit nichts träumen laſſe. Du haſt unſern
Magiſtrat nicht gekannt; ſonſt würdeſt du die unerforſchlichen
Dinge nicht in die höchſt unbeſtimmte Gegend zwiſchen Himmel
und Erde verlegt haben ſondern an einen ſehr konkreten Ort,
nämlich in den Keller unſeres Rathauſes. Dort führte ſeit
Jahren eine Maſchine für Erzeugung elektriſchen Lichts ihr die
geiſtige Werkſtätte unſeres Magiſtrats erleuchtendes Daſein.
Leider die Werkſtätten nur, nicht auch die Werkmeiſter! Als
nun vorigen Sommer das ſtädtiſche Elektrizitätswerk auf den
Pulverweiden ſeiner Vollendung entgegenging, beeilte ſich der
Magiſtrat, den Stadtverordneten vorrechnen zu laſſen, daß ſie
ein Bombengeſchäft machten, wenn die brave, tadellos arbeitende
Maſchine im Keller des Rathauſes ſchleunigſt verkauft und das
Gebäude an das große Elektrizitätswerk angeſchloſſen würde.
Die Stadtverordneten ſagten natürlich ja; ſie ſind ja ſo un-
endlich zutraulich zum lieben Magiſtrat; ſie können ihm nicht
ſo leicht etwas abſchlagen, und namentlich, wenn er ſtürmiſch
iſt und es etwas eilig hat. Böſe Erfahrungen ſind zwar genug
ſchon gemacht worden; aber ſoll man dem irrenden Bruder
nicht ſiebenzig mal ſiebenmal verzeihen? Wie viele Male erſt
einen irrenden Magiſtrat! Bei genauer Zählung ſind auch
die Stadtverordneten bis jetzt noch nicht ſiebenzig mal ſieben-
mal hereingefallen ſondern erſt ſiebenzig mal ſechs und ein halb
mal; der Magiſtrat hat alſo noch ein reichliches halbes
Schock gut.

Alſo: Der Anſchluß ans Elektrizitätswerk wurde im Hand-
umdrehen genehmigt und eine Summe von 3950 M. dafür
ausgeworfen. Aber ſiehe da! Nicht 3950 M. koſtete er ſondern
15 000 oder 16000 M. oder ſo etwas Aehnliches. Genau weiß
man das nämlich auch heute noch nicht, obwohl geſtern das
Defizit in die Gruft geſenkt worden iſt, wo ſo viele Vorgänger
ſchon, dem Licht der Welt entrückt, friedlich ruhen. Nicht
weniger als 7277 M. ſollten nachbewilligt werden. Aber außer-
dem iſt der Erlös aus den Maſchinen, die 50000 M.
fünfzigtauſend Mark gekoſtet hatten und für 2000 M.
zweitauſend Mark vom Magiſtrat verkauft worden ſind, mitzugebuttert worden; natürlich ſind auch die anfangs bewilligten

3950 M. draufgegangen, und ſchließlich ließ Herr Schmidt als
Referent noch etwas von 3000 M. hören, die gleichfalls mit
alle geworden ſeien. Dafür hat man nichts weiter erreicht,
als daß das frühere gute Licht durch ſchlechteres erſetzt
worden iſt. Das iſt nicht Schuld des Elektrizitätswerkes ſon-
dern der mangelhaften Einrichtung. Mehr kann man wirklich
für 16000 M. nicht verlangen! Und der Magiſtrat? Je nun,
der ſaß auf ſeinen Stühlen und rührte ſich nicht. „Mögen
ſie brummen ſie bewilligen ja doch!“ mochte er denken, und
er hatte recht. Nur einmal wurde Herr Staude, der fleißig
während der Debatten allerlei Schriftſtücke „unterhaute“,
empfindlich erregt. Das war, als von ſozialdemokratiſcher
Seite gefragt wurde, auf Grund welcher Beſtimmung der
Städteordnung der Magiſtrat für ſich das Recht in Anſpruch
genommen habe, die Maſchinen ohne Zubilligung der Stadt-
verordneten zu verkaufen. Da lief Herr Staude quer hinüber
zum Stadtv. Keil, geſtikulierte mit Händen und Armen, ließ
unverſtändliches Gemurmel hören, aber Antwort gab es nicht.
Nun, ein alter Spruch ſagt, keine Antwort ſei auch eine Ant-
wort.

Schließlich kam es ſo, wie der Magiſtrat gerechnet hatte.
Nach dem Motto des Zeitungsinſerats: „Guſtav, kehre zurück;
es iſt Dir alles verziehen!“ bewilligte das Kollegium gegen 13
Stimmen das Defizit, obwohl dasſelbe weder nach Urſprung
noch genau nach ſeinem Umfange klargelegt worden war. Und
die beiden Führer der hieſigen Freiſinnigen Volkspartei, die
Herren Schmidt und Richter waren es, die ihre Beredtſamkeit
aufgewendet hatten, das Kollegium zu dieſem Beſchluſſe zu
bringen. Eine nichtsſagende, ſogar im Wortlaut noch ſchwäch-
lich gehaltene Reſolution war alles, was ſie dem Magiſtrat
mit auf den Weg gaben, obwohl Herr Schmidt ſelbſt erklärte,
er könne nicht hoffen, daß die Reſolution den Magiſtrat auf
andere Wege führen werde. So viel iſt ſicher: Mit ſo tödlicher
Sicherheit auch der Magiſtrat in ſeinen finanziellen Kal-
kulationen ſich derb verrechnen mag, in ſeinen Kalkulationen
auf das Verhalten der Stadtverordnetenmehrheit bei Nach-
forderungen hat er ſich noch nie verrechnet. Und es erhöht
den Genuß des lachenden Philoſophen, daß Woche für Woche

ön die beiden freiſinnigen Herren Schmidt und Richter es ſind,
die dem Magiſtrat aus der Patſche helfen und ſeine Vorlagen
verteidigen.

Doch ſeien wir nicht ungerecht! Einmal haben ſie geſtern
verſagt. Das war, als 500 M. verlangt wurden für irgend
einen kleineren Schützenrummel, der Mitte Juni hier ſtatt-
gen ſoll. r Schmidt beeilte ſich indes, ſofort hinzuzu-
ügen, wenn das große Bundesſchießen wieder mal hier ſtatt

finden ſollte, dann würde er natürlich wieder Geld bewilligen.
Es geht nichts über freiſinnige Konſequenz.

Auf die Vorlage betreffs Gewährung billiger Kindermilch
muß ausführlich zurückgekommen werden. Für heute h nur
bemerkt, daß die ſozialdemokratiſchen Stadtverordneten ſich ge-
M ſahen, gegen die Vorlage zu ſtimmen, weil deragiſtrat nicht die Hrage beantwortete, ob er etwa den Bezug

dieſer Milch als Armenunterſtützung betrachten und die Väter
dafür bei den Wahlen entrechten würde. Vielleicht wird ſi
nötig machen, die Arbeiter öffentlich vor Benutzung der Mil
für ihre Kinder zu warnen. Das tiefſte Mißtrauen gegen den
Magiſtrat iſt nach allem, was an ihm ſchon erlebt werden
mußte, gerechtfertigt.

Zuletzt kam noch das heitere Moment, wenn auch bei ernſter
Sache, zur Geltung. Zur Kommiſſion für die Halleſche Steuer-
reform, der auch 6 Magiſtratsmitglieder angehören, ſollten neun
Stadtverordnete gewählt werden. Der -Vorſteher, Herr Prof.
Dittenberger, hatte ſelbſt eine Vorſchlagsliſte ausgearbeitet, auf
welcher von unſerer Partei Genoſſe Krüger ſich befand. Krüger
lehnte ab und bat, an ſeine Stelle Thiele zu wählen. Davon
wollte jedoch Herr Dittenberger partout nichts wiſſen, und auch
Herr Keil rief dem Genoſſen Krüger wiederholt zu, er ſolle doch
annehmen, ſonſt käme vielleicht gar keiner von uns hinein. Allein
Krüger blieb feſt, ſo daß zur Zettelwahl geſchritten werden
mußte. Und jetzt zeigte ſich die Komödie in ihrer ganzen
Größe: Es erhielten Stimmen die Herren Heiſer 18, Thiele 13,
Richter 11 und Krüger 2. Und bei der Stichwahl erhielten
Heiſer 32 und Thiele 12 Stimmen. Alſo nicht nur, daß
bei der erſten Wahl die Herren ſelbſt ihren eigenen Vorſchlag
verleugneten und den Genoſſen Krüger nicht wählten;
bei der Stichwahl flüchtete auch noch einer von denen, die zu-
nächſt Thiele gewählt, ſowie alle zwei, welche für Krüger ge-
ſtimmt hatten, ins alte Lager zurück. Man merkt die Abſicht
und wird nicht verſtimmt. Glauben denn die Herren,
die Vertreter der Arbeiter laſſen ſo mit ſich ſpielen Jn
allen Körperſchaften iſt es unverbrüchliche Sitte, daß den
einzelnen Parteien, wenn ſie bei Beſetzung der Kommiſſionen
berückſichtigt werden ſollen, ſelbſt das Vorſchlagsrecht zuſteht.
Es iſt nicht eine Gnade, die uns gewährt wird, wenn man
unſere Freunde in die Kommiſſionen wählt, ſondern ein Recht,
das wir beanſpruchen. Man verweigert uns dieſes Recht.
Wohl! Dagegen können wir nichts thun. Aber nie werden
die Vertreter der Arbeiter mit ſich ſpielen laſſen, wie es geſtern
verſucht worden iſt. Der Beſuch der Kommiſſionsſitzungen
ſteht jedem Stadtverordneten frei. Von dieſer Befugnis muß
dann eben Gebrauch gemacht werden, wenn die Mehrheit auf
die kleine ſozialdemokratiſche Minderheit nicht die Rückſicht
nimmt, die zu fordern iſt. Wir haben gerade genug an dem
einen geſunden Prinzip“ des Herrn v. Holly; es dürſtet
uns nicht nach einem zweiten. Aber ein Gutes hatte die
geſtrige Abſtimmung: die Herren haben Farbe bekannt!
Und das wird der Arbeiterſchaft vorläufig genügen.

Jn der geſchloſſenen Sitzung
der Stadtverordneten wurde geſtern der an Stelle des ver-
ſtorbenen Aſſiſtenten Kohl gewählte Aſſiſtent Voigt in die
Gehaltsklaſſe Ib verſetzt. Angeſtellt in zweiter Leſung wurden
die Poliziſten Krauſe (Nr. 172) und Schramm (Nr. 173),
in erſter Leſung Brumme (Nr. 1), Engelhardt (Nr. 91)
und Gäb (Nr. 77). Der unberechtigte Zuſchuß an die
Witwe des Bureauagſſiſtenten Kohl, der zuletzt 3000 Mk. Gehalt
bezog, wurde gegen 13 Stimmen abgelehnt, nachdem Krüger
ſehr wirkungsvoll dagegen geſprochen gund hervorgehoben hatte,
daß mit den 82 Mk., die man ohne Grund zu den 717 Mk.
Penſion legen wollte, eine wirklich bedürftige Witwe unterſtützt
werden könne. Die Penſionierung des nach ärztlichem Gut-
Den an Neuraſthenie leidenden Poliziſten Noah wurde be-
willigt.

Zur Erbauung mehrerer Hundert billiger
Familienhäuſer

hat der Magiſtrat mit der Gemeinnützigen Baugenoſſenſchafteinen Erbbauvertrag abgeſchloſſen. Die Koſten für dieſe auf

ſtädtiſchem Gebiete zu errichtenden Gebäude werden auf acht
Millionen Mark beziffert.

Der Magiſtrat hat dadurch bewieſen, daß er ernſtlich gewillt
iſt, der Wohnungsnot ein Ende zu machen. Der arme Mann,
der unter dem Drucke hoher Mieten ſeufzt, kann etwas hoff-
nungsvoller in die Zukunft blicken. Nur ſchade, daß der Ver
trag vom Magiſtrat in Leipzig abgeſchloſſen iſt. Jn
Halle bewahrt das „geſunde Prinzip“ den Magiſtrat
vor ſolchen ſozialpolitiſchen Extravaganzen.

Zoologiſcher Garten. Die Malabaren nehmen fortgeſetzt
das Jntereſſe in Anſpruch. Jm Tierbeſtand iſt bei den jugend-
lichen Schweinshirſchen ein Kälbchen angekommen auch die
Heidſchnucke, welche in der letzten Zeit mit den Kamerunſchafen
im Kameelhauſe untergebracht war, hat ein Junges geworfen.
Es iſt ſehr intereſſant, die Kreuzungsprodukte zwiſchen Heid-
ſchnucke und Mufflon einerſeits und Kamnerunſchaf andererſeits
zu vergleichen. Jm erſteren iſt Mufflon, im anderen Heid-
ſchnucke Vater, in beiden Fällen gleicht das Junge der haarigen,
d. h. nicht-wolligen Form: die Heidſchnucken ſind eben hoch-
gezüchtete Wolltiere, deren Charakter bei Kreuzung mit einer
der Urform näherſtehenden Raſſe ſofort wieder verloren geht.

Ganz beſonderes Vergnügen bereitet zur Zeit das Neſt mit
den 7 jungen Naſenbären, die jetzt ſo weit entwickelt ſind, daß
ſie ins Freie kommen und dort neugierig herumſchnüffeln.

Merſeburg. Jn Kröllwitz bei Spergau brannte die gefüllte
Scheune des Herrn Burckhardt nieder.

t. Zeitz. Folgende „neue Weisheit“ bringen die
Neueſten Nachrichten

Jn raſchem Niedergange iſt das noch vor einigen
Jahren blühende deutſche Böttcher- bezw. Küfer- Gewerbe be-
griffen. Die Fafßzfabriken bieten ihre Erzeugniſſe zu einem
Preiſe an, der den Böttchern jeden Mitbewerb unmög-
lich macht. Dieſe Thatſache iſt nicht nur in Deutſch-
land ſondern auch in Amerika, Frankreich und der Schweiz
feſtgeſtellt worden. Auch die Kellerarbeiten gehen zurück.

Was die Neueſten Nachrichten hier ſchreiben, trifft nicht nur für
die Böttcher ſondern für alle Gewerbe zu. Auch für den
Kleinhandel. Der ſich immer mehr entwickelnde Kapitalis-
mus räumt mit allen Mittelſchichten auf. Das iſt eine That-
ſache, die von der Sozialdemokratie ſchon ſeit Jahrzehnten feſt-
geſtellt wurde. Eine Rettung hiergegen giebt's nicht, denn die
Entwicklung iſt durch nichts aufzuhalten. Aber eins kann die
vom Niedergang Betroffenen wieder höher bringen und das
eine iſt die Erkenntnis, daß an Stelle der heutigen Verhältniſſe
neue Einrichtungen geſtellt werden, die es dahin kommen laſſen,
daß es allen Menſchen gut geht. Hierbei darf man aber nicht

zu den alten, überlebten, nicht mehr zeitgematzen Gebraüchen
zurückkehren, ſondern man muß ſich mit dem befreunden, wie
es die Sozialdemokratie veranlaßt durch die mit Naturnot-
wendigkeit ſich vollziehende Entwickelung lehrt. Wer ſich
darüber informieren will, hat dazu alle Tage Gelegenheit. Und
zum eigenen Nutzen des ſog. Mittelſtandes wäre es, wenn alle
ſeine Angehörigen endlich einmal „Einſehen und Nachdenken“
lernen.

Teuchern. Ein Stück Humanität zeigt jetzt wieder die
Grube Naumburg. Erſt wurde vorgeſchützt, der Geſchäfts
gang ſei ſehr flau, infolgedeſſen müßten Lohnkürzungen vorge-
nommen werden. Jetzt, nachdem die Löhne genügend reduziert
ſind, blüht das Geſchäft wie auf dem Gipfel der Hochkonjunktur.
Aber ſo machen es die Herren immer, um ihren zufriedenen
Arbeitern zu zeigen, wie ſchwere Laſten man zu tragen habe,
und der zufriedene Arbeiter ſchimpft wohl manchmal in einer
nicht wiederzugebenden Weiſe, aber die Sache richtig anzufaſſen,
das kommt vielen nicht in den Sinn. Wie ſollte man auch
denken, daß dieſe humanen Herren böſes Spiel mit den Ar-
beitern treiben? Und doch höhnte einer der Herren die Ar-
beiter direkt, als er ſagte, es ſei von Nutzen für die Arbeiter,
wenn in dieſer ſchlechten Zeit Frauen angenommen würden;
dieſe könnte man ja im Herbſt wieder entlaſſen, während man
Arbeiter doch auch den Winter über behalten müſſe und da
natürlicherweiſe eine Verkürzung der Arbeitszeit und des Lohnes
eintreten müſſe. Jſt das nicht ein durchſchlagender „Grund“
Bei ſchlechten Zeiten giebt im Sommer alſo keine Arbeit, woher
ſoll ſie denn da im Winter kommen? Die Herren ſagen: „Jm
Sommer machen wir Ueberſtunden, damit wir niemanden an-
zunehmen brauchen.“ Und leider machen viele Arbeiter dieſes
Spiel mit, obwohl ſie wiſſen, daß infolge der Ueberſtunden viele
Kameraden aufs Straßenpflaſter fliegen. So ſieht die ſoziale
Fürſorge auf der Grube Naumburg aus. Auch mit den Waſch
kauen ſind wir prächtig daran, da haben wir etwas wie eine
Pferdekrippe, in der wir den Schmutz abſpülen können; es fehlt
alſo an gar nichts mehr. Alſo Kameraden, ſchaffen wir ruhig
weiter, daß unſre Aktionäre nicht zu hungern brauchen.

v. Zörbig. Montag mittag kam der 66 Jahre alte Weber
Auguſt Dauer auf dem Wege nach der Arbeit ſo unglücklich
zu Falle, daß er ſich eine Kopfwunde und eine Ausrenkung
des rechten Zeigefingers zuzog.

h. Querfurt. Jm hieſigen Krankenhauſe wurde am
20. Mai das Mitglied der hieſigen Ortskrankenkaſſe der ver-
einigten Handwerker, der Tiſchler Guſtav Burghardt,
untergebracht. Aerztliche Behandlung wurde dem Kranken bis
zum 26. Mai, an welchem Tage er das Krankenhaus verließ,
nicht zu teil. Der Kaſſenarzt war ſelbſt erkrankt, ein Stell-
vertreter nicht beſchafft worden. Aufgabe der in Frage
kommenden Krankenkaſſe iſt es, entſchieden für Beſchaffung
eines Arztes Sorge zu tragen, damit dieſer ganz eigenartige
Zuſtand beſeitigt wird.

h. Querfurt. Der Gaſthofsbeſitzer Opel aus Weidenbach
von dem wir wiederholt berichteten, wurde kürzlich im Waldebei Allſtedt erhängt gefunden. Bei der Leiche fanden ſich die

Uhr und 14 M. in bar. Der Selbſtmörder hat Frau und drei
kleine Kinder verlaſſen.

Artern. Erhängt hat ſich der Schuhmachermeiſter Fleiſcher,
der in Voigtſtedt einen Mordverſuch gegen den Mühlenbeſitzer
Degenhardt unternommen hatte.

Delitzſch. Jn Luckowehna ertrank das 2 Jahre alteSöhnchen des Gutsbeſitzers Schilde in der Jauchengrube.
Eilenburg. Verhaftet wurde hier auf dem Bahnhofe ein

junger Mann Namens Freytag, der beſchuldigt wurde, dem
Schaukelbeſitzer Wonder in Torgau 300 Mark geſtohlen zu haben.

Knechten des Rittergutes
Vorige Woche entſtand unter den polniſchen

auſchwitz eine blutige Schlägeret,
bei welcher mehrere Knechte ſchwer verletzt wurden.

Erfurt. Der Bremſer O. Großmann iſt am Sonnabend

BVelgern.

vom Wagen geſtürzt. Zwei Wagen gingen über ihn hinweg
und fuhren ihm die Beine und einen Arm ab.

Die Stellung der Ruſiker zur Gewerbe
ordnung und den Sozialgeſehen.

Dieſes Thema iſt keineswegs neu, vielmehr hat dasſelbe ſchon
Jahre hindurch einzelne denkende Männer unter den Muſikern
zu ernſtem Nachdenken veranlaßt und iſt dann auch mehrfach
Gegenſtand von Beratungen geweſen, wo eine größere Anzahl
Vertreter dieſer Berufsgruppe zu Aktionen im Jntereſſe der
Muſiker ſich zuſammenfand. So hat dasſelbe den Kongreß des
Allgemeinen deutſchen Muſikerverbandes im Jahre 1899 in
Hamburg beſchäftigt, ohne jedoch irgend ein Reſultat zu zeitigen

die Frage wurde dort als noch nicht ſpruchreif bezeichnet
und auch auf dem Kongreß der freien Vereinigungen der Zivil
berufsmuſiker im November 1901 in Berlin wurde kaum ein
Gegenſtand der Tagesordnung erledigt, in dem dieſes Thema
nicht berührt worden wäre. Außer den genannten Jnſtanzen
hat dieſer Gegenſtand mehrere öffentliche Muſikerverſammlungen
beſchäftigt, ſo im November 1899 in Altona und im November
1901 in Berlin, ohne aber die We ihrer Löſung näher zu
bringen. Und dennoch iſt die Mehrzahl der denkenden Muſiker
davon überzeugt, daß der Muſikerberuf der am meiſten hilfs
bedürftige, ſeine Unterſtellung unter dieſe Geſetze eine dringende
Notwendigkeit iſt, wenn auch andererſeits nicht verſchwiegen
werden darf, daß ein großer Teil der Muſiker den ſogenannten
Klebegeſetzen durchaus unſympathiſch gegenüberſteht, dieſe als
ein Scherereien verurſachendes Uebel betrachtet.

Aber abgeſehen davon, daß, wenn auch die angeführten Ge
ſetze heute noch zu Schikanen verſchiedener Art mißbraucht
werden, die Gründe der letzteren keineswegs ſtichhaltig ſind,
um die Unterſtellung unter dieſe Geſetze abzulehnen,
ſteht auch feſt, daß auch der letzterwähnte Teil der Muſiker
anerkennt, daß die Nachteile, welche eine Unterſtellung unter
dieſe Geſetze mit ſich bringen würde, nicht entfernt ausreichen,
um die durch die Geſetze gebotenen Vorteile aufzuwiegen.

Woran liegt es nun aber, daß eine Klarheit bisher nicht ge-
ſchaffen, eine Einigung der widerſtreitenden Parteien unter den
Muſikern nicht erzielt iſt
IJndifferentismus der Jntereſſeloſigkeit der Muſiker ſelbſt!
u dadurch, daß ſie die Vertretung ihrer Intereſſen
a überwiegenden Teile in die Hände ihrer Arbeitgeber legten,
tatt dieſe Vertretung ſelbſt in die Hand zu nehmen, einer ge-

deihlichen Entwickelung auf dieſem Gebiete r als auch
auf jedem anderen Gebiete, einen Stein in den Weg gelegt,
an dem jeder Fortſchritt zu Fall kommen mußte.

Jſt ſchon dem Arbeitgeber die Gewerbeordnung ein Dorn
im Auge, ſo ſind ihm die Arbeiterverſicherungs eſetze bis in
die Seele verhaßt. Jſt es unter dieſen Umſtänden nicht be
reiflich, daß die Frage bis heute noch nicht ſpruchreif iſt
ſt doch der Arbeitgeber verpflichtet, für die Alters- und Jn

validitätsverſicherung die Hälfte, für die Krankenverſicherung
ein Drittel der Beiträge für ſeine Arbeiter zu zahlen, und
grenzt es nicht an Widerſinn, von dem Arbeitgeber zu ver
langen, daß er ſich ſelbſt ſolche, ſeinen Profit verringernde
Pflichten auferlegen ſoll? Allerdings hat man ſich gehütet,
mit der Sprache frei herauszukommen, und hat es vorgezogen,
einen Deckmantel umzuhängen, indem man an den Künſtler-
dünkel der Muſiker appellierte, was ja um ſo leichter, als der

Nun, einzig und allein an dem
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Muſiker in ſeiner geiſtigen Zurückgebliebenheit nur noch allzuſehr geneigt ift, ſich als gen ſühier ohne daran zu
denken, daß er in ſeiner Lebenslage weit hinter dem Durch
ſchnittsproletarier zurückſteht, daß er in Bezug auf ſeine Lebens
lage bereits auf der Stufe des Lumpenproletariers angelangt
iſt und daß er als Ausüber ſeines Berufes nur noch das
n Werkzeug darſtellt, deſſen man ſich bedient, um
möglichſt viel Profit daraus zu ſchlagen, das man aber weg-wiſt und ſeinem Schickſal überläßt, ſobald es fehlerhaft, alt

und unbrauchbar geworden iſt. Und nur das Verkennen bezw.
Außerachtlaſſen dieſer Thatſachen hat es ermöglicht, daß man
auf dem Kongreß des Allgemeinen deutſchen Muſikerverbandes,
ſtatt ſich über die Vor und Nachteile der Gewerbeordnung und
der Sozialgeſetze z zu machen, ſich darum ſtritt, wo die
Grenze zwiſchen Künſtler und gewerbsmäßigem Muſiker zu
finden iſt. Eine ſolche Grenze zu h iſt, wie jeder Kennerzugeben muß, aus ſe)lof en, weil einerſelts auch der
in ſchlechteſter Lebenslage befindliche Muſiker oft zu künſt-leriſchen Darbietungen herangezogen wird, andererſeits aber

auch der in Kunſtinſtituten, wie Opern und Operettentheatern,
feſt engagierte Muſiker während der Theaterferien, oft aber
auch während der Saiſon ſelbſt, ſowohl in ſeinen freien Tagen
wie auch nicht ſelten noch nach Schluß des auf
Bällen e. ſpielt, die einen höheren Kunſtgenuß nicht darbieten
und auch an den Mitwirkenden keine künſtleriſchen Anforde-
rungen ſtellen. Aber ſelbſt angenommen, daß dieſe geſuchteGrenze gefunden werden könnte, P erſcheint dieſe doch gänzlich
uberſtiſſtg weil auch der ſogenannte Künſtler in Ausübung
ſeines Beruſes zu ſeinem Arbeitgeber im rein gewerblichen

Arbeitsverhältnis ſteht; daß er alſo nicht ein freier Ausüber
ſeines Berufes, ſondern nur ein Rad in einem mechaniſchen
Getriebe iſt, das, nach Belieben des Arbeitgebers in oder außer
Bewegung geſetzt, nur die ihm vorgeſchriebenen Funktionen
verrichtet.

Anderenteils muß es aber von den Muſikern ſelbſt weit von
ſich gewieſen werden, daß man ſie in zwei Klaſſen von An
gehörigen eines Berufes ſcheiden will. Eine ſolche Trennung
müßte unbedingt dazu führen, daß die Lebenslage der Muſiker
noch weit mehr herabgedrückt würde, als ſie es ſchon ohnedies
iſt, weil dadurch jedes einheitliche Streben von vornherein aus-
geſchloſſen, und die Muſiker, ſtatt den traurigen Verhältniſſenund Mißſtänden innerhalb ihres Berufes ihr Vagenmerk zuzu

wenden und ihre ganze Kraft in den Dienſt nach Verbeſſerung
ihrer Lage zu ſtellen, ſich in kleinlichen Haarſpaltereien ergehen

und ſo ihre Kraft im Bruderkriege vergeuden würden. Wer
aber könnte hieran anders ein n haben als der Arbeit-
geber; und hierdurch wird auch das Suchen nach der Schei-
dungsgrenze allein verſtändlich!

Man merkt eben auch in den Kreiſen unſerer Arbeitgeber zu
gut, daß die Zeit mit ihrer vorwärtsſchreitenden Kultur auch
den Muſiker aufzurütteln beginnt, und man denkt mit Schreckendaran, daß die ſchöne Zeit der unumſchränkten Herrſchaft über

ſeine Lohnſklaven vorübergehen und der Sklave, alle ſchönen
Phraſen der Harmoniedusler in den Wind ſchlagend, ſich an
maßen könnte, über ſein eigenes Jch ein Mitbeſtimmungsrecht
u fordern. Und um das zu verhüten, greift man auf Er-ſahrnngen zurück, die man innerhalb der Arbeiterbewegung ge-

ſammelt hat. Man hat eben geſehen, daß dort, wo es gelungeniſt, den r i in die Reihen der Arbeiterſchaft zu werfen,

deren Kraft geſchwächt, ihre Macht gebrochen wurde. Man
arbeitet alſo „nach berühmten Muſtern“. Daher der Ruf:
„Freiheit der Kunſt!“ Für dieſe Herren bedeutet, ebenſo wie
für die aufwärtsſtrebende Bourgeviſie in den Jahren der Frei-
h das Wort „Freiheit“ nichts anderes, als die un

eſchränkte Ausbeutunggsfreiheit.
Haben aber unſere Arbeitgeber aus der Arbeiterbewegunggelernt, was ihnen frommt, v ziehen wir daraus die Konſe-

quenz und lernen, was uns frommt. Und da finden wir zu-
nächſt, daß es notwendig iſt, uns als Klaſſe zu emanzipieren
von denen, die uns ausbeuten, die ſich anmaßen, aus unſerem
Können ſo viel Profit zu ſchlagen, daß ſie nicht nur ein ſorgen
freies, ſondern zum Teil auch ein recht luxuriöſes Leben friſtenkönnen, für uns aber in unſerer traurigen Lage nichts übrig

haben, als den ſchönen Troſt: „Jhr ſeid Künſtler!“ Frei müſſen
wir uns machen von der Bevormundung unſerer Arbeitgeber,
die Vertretung uuſerer Intereſſen ſelbſt in die 833 nehmen,
dann mögen dieſe Herren die Grenze zwiſchen Künſtlern und
gewerbsmäßigen Muſikern ſo lange ſuchen, bis ſie endlich, durch
die Thatſachen eines Beſſeren belehrt, die Ausſichtsloſtgkeit ihres
Suchens ſelbſt einſehen.

Für uns als ausübende Muſiker kann und darf es eine
ſolche ren nicht geben, ſie liegt in den Thatſachen nicht be
gründet. Derjenige von uns, der heute, vielleicht vom Zufall
begünſtigt, in beſſeren Engagements ſich bewegt und hier nur
oder zum größten Teil bei künſtleriſchen Darbietungen mit-wirkt, hat ein Jntereſſe daran, den in weniger glücklichen Ver

hältniſſen lebenden Kollegen in ſeinem Streben nach beſſerer
Lebenshaltung zu unterſtützen, da dieſer als Konkurrent ernſt-
lich für ihn in Frage kommt, wie auch umgekehrt derjenige
Kollege, der nur oder vorzugsweiſe ſogenannte gewerbliche
Muſik macht, ein Intereſſe daran hat, den in Kunſtinſtituten
thätigen Kollegen in ſeinem Kampfe um Beſſerung ſeiner Lage
zu unterſtützen, damit dieſer nicht durch Not gezwungen wird,
ihm in ſeiner ſchon an ſich ſo traurigen Lage noch Konkurrenz
zu machen.

Andererſeits ſind aber auch in unſerem Berufe die
keitsverhältniſſe ſo unſichere, daß der noch heute auf dem hohen
Olymp der Kunſt ſtehende Muſiker, morgen ſchon in den Ab-
grund geworfen, froh ſein muß, durch ſogenanntes gewerbs
mäßiges Muſizieren eine Exiſtenz zu finden, während mancher,
der heute ſeine Exiſtenz durch gewerbsmäßiges Muſizieren friſtet,
morgen den Olymp beſteigen wird. Alſo: nicht eine Grenze
künſtlicher Treunung ſondern ein feſtes Band, das uns alle
umſchließt und uns zu einheitlichem Handeln verbindet, fehlt
uns, um uns den uns gebührenden Anteil auf geſetzlichem Gebiete zu erringen! Dieſes Band heißt: „Organiſation!“ Die

Organiſatiou iſt es, die uns bis gert fehlte! Zwar beſteht
ſchon eine Organiſation ſeit Jahrzehnten, doch hat dieſe nicht
vermocht, in den dreißig Jahren ihres Beſtehens den Muſikern
nennenswerte Vorteile zu erringen, weil in ihr die Muſik
direftoren einen faſt dominierenden Ein uß haben, vermittelſt
deſſen ſie jeden ernſten Verſuch zur Verbeſſerung der Lage des
Muſikers im Keime zu erſticken vermochten

ede Regung des Muſikers nach Aufklärung über ſeineals enlage See und iſt in i verpönt, und ſo hat dieſe Or
len nicht wenig z geiſtigen Verkümmerung und Degene-
ration des Muſikers beigetragen. Erſt in den Jahren 1891
und 1892 machte ſich dann unter den Muſikern ein Bedürf-
nis nach freieren, den Zeitverhältniſſen mit ihrem ausge
prägten Klaſſencharakter entſprechenden Organiſationen geltend,
doch waren dieſe, weil rein lokale, nicht rn über ihre
lokalen Grenzen hinaus r Schritte zu unter
nehmen, und auch innerhalb dieſer lokalen Grenzen waren ihre
Erfolge höchſt beſcheiden, kaum der Rede wert Jn ſpäteren
Jahren erſt gewannen zentraliſtiſche Beſtrebungen innerhalb
dieſer Vereinigungen immer mehr Oberwaſſer und verdichteten

re

ſich endlich ſoweit, daß ſeitens dieſer Vereinigungen im No-
vember 1901 ein Kongreß einberufen wurde, welcher dann ein-
ſtimmig beſchloß, vom 1. Januar d. J. einen Zentralverband
ins Leben zu rufen. Pflicht eines jeden Kollegen iſt es nun,
mitzuarbeiten mit aller Kraft, um den Verband zu einem
leiſtungsfähigen zu machen denſelben mit Rat und That zu
unterſtützen, und wir können ſicher ſein, daß, wenn wir uns
unſerer Pflicht bewußt, unſere Kraft in den Dienſt des Ver-
bandes ſtellen, ſowohl unſere Arbeitgeber, wie auch die Geſetz
gebung unſerer Stimme das ihr gebührende Gehör ſchenken
werden, wenn auch unfreiwillig!

Treten wir alle, Mann für Mann, dem Verbande bei, und
es wird uns gelingen, nicht nur auf dem Gebiete der Gewerbe-
und Sozialgeſetzgebung, ſondern in der Rechtspflege überhaupt,
wie auch auf wirtſchaftlichem Gebiete, wenigſtens das e er
reichen, was jeder Jnduſtriearbeiter für ſich und die Seinen
erreicht hat. Laſſen wir alſo die Sucher nach der Scheide-
renze allein, für uns giebt es Beſſeres zu thun! Für unsſcheint die in den Verſicherungsgeſetzen ſelbſt gezogene Grenze,

indem dort jeder Arbeiter, deſſen Einkommen 2000 M. nicht

überſteigt, als verſicherungspflichtig erklärt wird, wenn auch
wohl etwas niedrig gegriffen, prinzipiell die einzig richtige,
weil derjenige, deſſen Einkommen 2000 M. überſteigt, der Hilfe
der Geſetzgebung nicht mehr ſo bedürftig iſt, als derjenige,
deſſen Einkommen weit unter dieſem Satze Weg Ob
der eine nun ſein Einkommen durch ſeine Thätigkeit in Kunſt-
inſtituten, der andere aus einer Thätigkeit in rein gewerblichen
Jnſtituten bezieht, vermag an der Sache ſelbſt nichts zu
ändern, weil das eine die Kaufkraft des Geldes ebenſowenig
erhöht, wie das andere ſie vermindert.

(Fachzeitung für Zivilmuſiker.)

Soziales.
Das Apothekenmonopol treibt die Preiſe der Apotheken

in ungeheuerer Weiſe in die Höhe. Davon zeugt wieder ein
mal eine Mitteilung des Königshütter Tageblattes. Als in
Königshütte 1875 die zweite Apotheke neu konzeſſioniert wurde,
ählte Königshütte 26 000 Einwohner. Nach 16 Jahren, imJahre 1891, war Apotheker Steiner in der Lage, die unent-

Hut erworbene Apotheke für 225000 M. zu veräußern.
a hiervon nur 60000 M. auf das Gebäude fielen, ſo hatte

die Konzeſſion einen Wert von 160000 M. erlangt. Jn-
zwiſchen war nämlich die Einwohnerzahl von 26000 auf
41000 geſtiegen. Der Erwerber der Apotheke war ſchon nach
4 Jahren in der Lage, die Apotheke mit einem weiterem Auf-
ſchlag von rund 75 000 M. weiter zu veräußern, da inzwiſchen
der nördliche Stadtteil, in dem die Apotheke liegt, um 4000
Einwohner zugenommen hatte. Da in dieſem Stadtteil die
Einwohnerzahl ſeitdem noch um weitere 5000 Köpfe geſtiegen
iſt, ſo war der dritte Apotheker ſchon im ſtande, die Apotheke
für 383 000 M. zu verkaufen wobei die Konzeſſion mit etwa
320 000 M. bewertet wurde.

Der Betrieb der lateiniſchen Küche iſt alſo ein rentables Ge
ſchäft im kapitaliſtiſchen Staate.

Gewerkſchaſtliches.

Maurerſtreik in Hamburg. 2500 Maurer beſchloſſen mit
1700 gegen 800 Stimmen, nachdem die Jnnung die geforderte
neunſtündige Arbeitszeit bei 70 Pf. Stundenlohn abgelehnt
hatte, durch vorläufig teilweiſe Arbeitseinſtellung die Forde-
rungen durchzuſetzen. Auch die Zimmerer und die Bauarbeiter
hen mit den Maurern gemeinſame Sache machen zu
wollen.

Ausland.
Oeſtreich. Jn Trieſt traten 20000 Maurer und Bau-

arbeiter in den Streik. Auch in Lemberg iſt ein Bau-
arbeiterſtreik ausgebrochen.

Erſter Kongreß der Lichtdrucker Deutſch
lands.

Am erſten und zweiten Pfingſttage wurde der erſte Kongreß
für Lichtdrucker, Photographen, Retoucheure und Präparateure
im Berliner Gewerkſchaftshauſe abgehalten. Anweſend waren
fünfzehn Delegierte, welche neun von dem Einberufungskomitee
uſammengeſtellte Bezirke mit 37 Städten vertraten. Alle in

Frage kommenden Druckſtädte waren vertreten. Vom Verein
der Lithographen, Steindrucker und verwandte Berufe Deutſch
lands war deſſen Vorſitzender O. SillierBerlin anweſend. Die
Verhandlungen wurden geleitet durch JantzenBerlin und Pilz
Leipzig, Vorſitzende, und SchäferDresden als Schriftführer.

Die von den Delegierten erſtatteten Situationsberichte er-
gaben, daß der Lichtdruck im ſteten Aufblühen begriffen iſt und
daß ca. 700 Gehilfen im Berufe thätig find. Die Lohnverhält-
niſſe ſchwanken zwiſchen 25 bis 45 und mehr Mark. Die Ar
beitszeit iſt täglich zwiſchen 8 bis 9 und in ter Fällen
9 Stunden. Feiertage werden allgemein bezahlt, ebenſo für
Ueberſtunden meiſt 25 und mehr Prozent Zuſchlag. Eine Reihe
von Firmen zahlen für größere Leiſtungen extra Prämien; dies
wurde als ein Uebelſtand angeſehen, weil ſich dabei ſchon jetzt
ſchädliche Auswüchſe bemerkbar machen. Die Situationsberichte
ſollen ſtatiſtiſch zuſammengeſtellt und veröffentlicht werden.

Ueber den dritten Punkt: referierte GreßBerlin. Er betonte die Notwendigkeit einer Zentral
organiſation und trat für Anſchluß an den Verein der
r r Steindrucker und verwandten Be-rufe Deutſchlands ein, mit der Maßgabe, ſich mit eignen
Sektionen oder Filialen dieſem Verband anzuſchließen. Der
Redner legte eine in dieſem Sinne gehaltene Reſolution vor.

Nach ziemlich lebhafter Diskuſſion wurde die vom Referenten
vorgelegte Reſolution hierauf gegen zwei Stimmen angenommen.

Ferner referierte Heſcher Leipzig über den 4. Punkt derTagesordnung: Lehrlin s weſen und Lehranſtalten.
Redner hob die Mißſtände bei einzelnen Firmen hervor, welche,
um billige Arbeitskräfte zu haben, oft mehr Lehrlinge als Ge-
hilfen n Als ein beſonders ſchwer empfundener
Mißſtand wurden beſtehende Lehranſtalten ſcharf kritiſiert,
welche ganz gewiſſenlos „Lehrlinge“ ſuchen und dieſen in vier
Wochen den ganzen Lichtdruck zu lehren verſprechen. Dieſe
„Lehrlinge“ haben 100 M. und mehr zu zahlen, ohne nachher
r arbeiten zu können. Redner legte am Schluß ſeiner

usführungen eine Reſolution vor, wonach 1. r
Auf je fünlfen ſoll ein Lehrling und in kleineren Geſchäften bie fünf

3. Alle Lehrlinge ſollen in zwei
Fächern ausgebildet werden. 4. Ueberläufer aus anderen Be
rufen ſollen den örtlich feſtgeſetzten Mindeſtlohn verdienen.
6. Die und deren Auswüchſe ſollen mit allen
Mitteln bekämpft werden und die von dieſen Angelernten den
Zrtlich feſte egten Mindeſtlohn erhalten. Die Diskuſſion
ielt ſich im Sinne des Referats. ie Reſolution wird ein
timmig angenommen.

ierauf r die am erſten Tage gewählte Kommiſſion Bericht über die aufzgzuſtellenden John und Arbeitsbedingungen.

r V gehender iskuſſion wurden folgende Normen auf-
geſtellt:

1. Arbeitszeit als geben zunächſt neun Stunden pro
Tag, für die achtſtündige Arbeitszeit iſt nachher energiſch ein
utreten. Jn Geſchäften mit kürzerer Arbeitszeit iſt eine Ver
ngerung nicht zuzulaſſen.

iſt aufzunehmen und zu veröffentlichen iſt.
e

n ein Lehrling kommen.

2. Regelmäßige Ueberſtunden ſind zu vermeiden, wo ſolche
vorkommen, ſind 33/3 Proz. et Mag zu zahlen für Sonntags
arbeit 50 Proz. Bei den Ueberſtunden iſt eine viertel- bis
halbſtündige Pauſe einzuhalten und zu zahlen. Die Hausarbeit
ſoll energiſch bekämpft werden.

3. Alle Feiertage, auch vom Geſchäft angeordnete, ſind zu
zahlen. Die Lohnzahlung hat innerhalb der Arbeitszeit zu er-
folgen. Kündigungszeit ſoll 14 Tage betragen und alle kontrakt
lichen Vereinbarungen mit längerer Kündigungszeit energiſch
bekämpft werden.

4. Akkordarbeit iſt abzuſchaffen und jede Prämienarbeit energiſch
zu bekämpfen und jede Neueinführung abzulehnen.

5. Die Lehrzeit beträgt 4 Jahre, in welcher mindeſtens zwei
Fächer zu erlernen ſind. Lehrgeld ſoll nicht gezahlt werden.Auf je 5 Gehilfen ſoll 1 Lehrling kommen und in kleineren Ge-
ſchäften bis 5 Gehilfen 1 Lehrling.

6. Hilfsarbeiter und Arbeiterinnen ſind nur zur Hilfsarbeit
zuzulaſſen.

7. Jede Arbeitsvermittelung geſchieht durch die von den Ge-hilfen eingeſetzten Arbeitsnachweiſe unentgeltlich.

Alle Beſtimmungen in Arbeitsordnungen, welche dieſen Ar-
beitsbedingungen zuwiderlaufen, ſind zu bekämpfen.

Von einem Minimallohn über ganz Deutſchland nahm der
Kongreß Abſtand, doch ſoll auf die Orte mit niedrigen Löhnen
eingewirkt werden, einen örtlichen Mindeſtlohn aufzuſtellen.

Es wurde noch beſchloſſen, eine Zentral- Kommiſſion mit
dem Sitz in Berlin einzuſetzen, welche die Agitation unter den
Lichtdruckern zu pflegen hat, für Durchführung dieſer Lohn und
Arbeitsbedingungen zu ſorgen und einen Zentralarbeitsnachweis
einzurichten hat.

Die zweite Konferenz der Jſolierer und
Rohrumhüller Deutſchlands

fand zu Hannover ſtatt. Die Orte Berlin, Hannover, Zelle,
Dortmund, Bochum und Witten a. R. waren durch Delegierte
vertreten. Leipzig, Halle und Ludwigshafen konnten infolge
beruflicher Verhältniſſe keine Delegierten entſenden.

Als Vertreter der Freien Vereinigung deutſcher Gewerkſchaften
war Genoſſe HinrichſenBerlin anweſend. Ebenfalls waren ver
treten die Metallarbeiter- Gewerkſchaft und der Verband der
Mgſchiniſten und Heizer.

Weſtphal gab nach Erledigung der Bureauwahl und Prüfung
der Mandate ſeinen Situationsbericht als bisheriger Ver-trauensmann. Aus demſelben ging hervor, daß auch t ene

branche durch die wirtſchaftliche Kriſe ſtark in Mitleidenſchaft
gezogen war. Aufgabe der zweiten Konferenz müſſe es ſein,
die Grundlage einer Zentraliſationsform für die verſchiedenen

zwecks Einheitlichkeit und Gegenſeitigkeit herbeizu-
ühren.

Gegen den Bericht wurden keine Einwände erhoben und er-
hielten daher die Delegierten das Wort zu ihrer Bericht
erſtattung. Die überwiegende Mehrzahl der r iſt ge
e zur Ausübung ihres Berufes wochen- und mongte-
ang unterwegs zu ſein. Der Durchſchnittslohn beträgt 50 Pfg.

pro Stunde, eine Firma in Hannover hat vor kurzem den üb-
lichen Stundenlohn bis auf 40 Pfg. reduziert. Verhältniſſe
wurden zu Tage gefördert, die einer dringenden Verbeſſerung
bedürftig ſind. Allgemein wurde betont, daß nur durch eine
e uche Berufsorganiſation Wandel geſchaffen werden
önnte.
Unter Punkt Organiſation und Agitation unterbreitete der

Vertrauensmann den Delegierten das Ergebnis der Vorarbeiten
r rm eines Regulativs, wie es die erſte Konferenz beſchloſſen

atte.
Das Regulativ enthielt 12 Paragraphen und hatte zur Vor

ausſetzung einen engeren Zuſammenſchluß aller beſtehenden Ver
eine der Jſolierer Deutſchlands. Ferner die Regelung der Rechte
und Pflichten der einzelnen Orte bei ausbrechenden Differenzenmit den Unternehmern. Herausgabe von einheitlichem aterlal

planmäßige Agitation, Einführung einer Fachpreſſe, Name
J Sitz der Zentraliſation, ſowie die Wahl einer Geſchäfts
eitung.
Dieſes Regulativ wurde einer eingehenden Kritik unter

worfen. Verſchiedene Punkte erhielten eine andre Faſſung. Das
Regulativ wurde nach mehrſtündiger h in der ver
änderten Faſſung einſtimmig angenommen. Demnach nennt ſich
die Zentraliſation: „Freie Vereinigung der Jſolierer
und Rohrumhüller Deutſchlands (Sitz Berlin). Als
Fachorgan wurde Die Einigkeit anerkannt. ie Geſchäfts
leitung beſteht aus fünf Perſonen. Als Geſchäftsleiter
wurde der r Albert Weſtphal einſtimmig wiedergewählt.
Die nächſte Konferenz ſoll um Oſtern 1903 ſtattfinden.

Allgemeine Kranken und Sterbekaſſe der
Metallarbeiter. Sitz Hamburg.

Die 12. ordentliche Generalverſammlung wurdedurch den 1. Vorſitzenden der Kaſſe, DeiſingerHamburxg,
am 20. Mai eröffnet. Die Wahlprüfungskommiſſion trat zu
einer Sitzung zuſammen. um die Mandate zu prüfen: Die Wahl
des Bevollmächtigten Jager der Filiale Leipzig wurde für
ungiltig erklärt. Beim Verwaltungsbericht bemerkt der Vor
ſitzende, daß der Kaſſenbeſtand zwar noch 8 ſei, um aushalten

u können, aber der Reſervefonds ſei doch ſchon angegriffen. Da
ie Sehr ſtreng darauf halte, daß letzterer nicht angegnſfen

werde, ſo hätten die Delegierten dafür zu ſorgen, den Reſerve
fonds wieder herzuſtellen. Es wurde auch über verſchiedene
Ortsbeamte berichtet, die die Kaſſe Lerrage haben durch Fäl-
ſchung der Krankenſcheine oder, wie es in Bremen vorgekommen
iſt, durch Fälſchung der Sterbeurkunden; der dortige KaſſiererSuhr hat die da um 6518.50 Mk. betrogen. Etwas davon
iſt ja wieder gedeckt, aber leider nicht alles.

evor die Statutenberatungskommiſſion ihre Thätigkeit be
ann, wurde im Plenum über die Frage diskutiert: Sollen die
eiträge erhöht, oder ſollen die Leiſtungen erniedrigt werden,

oder ſollen die Satzungen im alten Statut in der bisherigen
aſſung belaſſen werden Der Vorſtand gab ſich die größte
ühe, die erſten Forderungen Jurch ev und es entſpann

ſich eine lebhafte Debatte darum. ei der darauffolgenden
namentlichen Abſtimmung zeigte ſich folgendes Reſultat: Für
Beibehaltung der 88 7 und o ſtimmten 91 Delegierte, für Herab-
ſezug r Fiſingen 58, für Erhöhung der Beiträge 5 und

r aſteuer 13.Aus dem Bericht des Kaſſierers iſt hervorzuheben:
Kaſſenbeſtand am 1. Januar 1900 1183 552.42 Mk.
Einnahme im Jahre 1900 bis 1902 3623552.67

Summa 7807 105.00 M.
3 560 103.13Die Geſamtausgabe betrugBleibt ein Beſtand von 1247 do de r.

Davon ſind zinstragend angelegt 1120700.00
Bei der Hauptkaſſe und in den Prcue 126 r d r

p Der upttaſſe iſt von den Reviſoren geprüft und für richtig
efunden.

en erſtattete der des Schiedsgerichts Bericht.
Aus demſelben ging hervor, daß neue Mitglieder, die die bei ihrer
Aufnahme vorher gehabten Krankheiten verſchwiegen hatten, vom
Vorſtande wieder ausgeſchloſſen waren dies wurde freilich nicht
von allen Anweſenden gebilligt. Bei der Frage, ob auf 1000
oder 500 Mitglieder 1 Delegierter gewählt werden ſollte, wurde
der Antrag 1000 abgelehnt. Hierauf Bericht der Be
ſchwerdekommiſſion.

Kriegsgericht der S. Diviſton.
Halle 26. Mal.Es fehlte der 24.
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ehr viel Arbeit wird nicht geſcheut, um die Wahrheit zu er
nittein. Dieſes ergab auch die Verhandlung wider den
jährigen Unteroffiziersſchüler Friedrich Eiſert aus Weißen-
els. Als die Sache jüngſt zur Verhandlung ſtand, und 23
Zeugen in Uniform von Weißenfels unter Führung eines
ünteroffiziers den Gerichtsſaal betraten, glaubten die Bericht
rſtatter, eine große Kapitalſache zu hören zu bekommen. Sie
rauten aber ihren Ohren nicht, als unter feierlicher Stille im
Eröffnungsbeſchluß mitgeteilt wurde, daß das Vergehen des
Angeklagten darin beſtehe, einem Kameraden eine Kleider-
zürſte entwendet zu haben. Nachdem man dann etwa eine
Stunde verhandelt hatte, hielt man die Ladung des 24. Zeugen
»ür notwendig und die Sache wurde vertagt. Berechnet man
die Bahnfahrt, die an die Soldaten gezahlten Marſchgebühren,
die Vorunterſuchung, die Arbeit des Sekretärs und der fünf
Kriegsrichter, ſo iſt dieſer jedenfalls nicht einzig daſtehende
Kleiderbürſten- Prozeß nicht den billigſten Prozen zuzurechnen
nd man braucht ſich nicht zu wundern, wenn dem Kriegs-
gericht die Arbeit über den Kopf wächſt.

Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Halle a. S., 26. Mai.
Hinter verſchloſſenen Thüren wurde verhandelt gegen

die verehelichte Arbeiterin Emma Emilie Schulze aus
Schkeuditz und deren 16jährige Tochter, die Dienſtmagd
Tina Schulze. Erſtere war wegen verſuchter Erpreſſung
ind letztere wegen wiſſentlich falſcher Anſchuldigung angeklagt.
Jm Dezember v. J. war die bei dem Prokuriſten Broſart in
Stellung geweſene Ling Schulze zu Hauſe gekommen und
hatte der Mutter unter Thränen geklagt, ihr Dienſtherr habe
verſucht ihr Gewalt anzuthun. Die Mutter hielt die Tochter
vom Dienſt zurück und verlangte von Broſart Lohn für
ſechs Wochen und einen entſprechenden Betrag als Koſtgeld.
Broſart beſtritt aber, das damals noch nicht 16jährige Mädchen
vergewaltigt zu haben und verfolgte dasſelbe noch wegen un-
berechtigten Verlaſſens des Dienſtes, weshalb Lina Schulze
zu 15 M. Geldſtrafe verurteilt wurde. Das Mädchen behauptete
damals wie auch heute, es ſei berechtigt geweſen, den Dienſt zu
verlaſſen, da der Dienſtherr ſich ihr gegenüber unſittlich be
nommen habe. Broſart ſtellte das aber in beiden Verhand-
lungen eidlich in Abrede. Das Gericht verurteilte heute die
Lina Schulze zu 1 Monat Gefängnis und ſprach die Mutter
frei. Jn der Urteilsbegründung hieß es, daß ſich die Ausſage
des Zeugen Broſart und die Ausſage des Mädchens gegen
überſtänden und der Lina Schulze kein Glauben geſchenkt
worden ſei.

Zu hoch befunden wurde von dem Berufungsgericht die
vom Schöffengericht in Hettſtedt gegen den Bergmann Kober
verhängte 4monatliche Gefängnisſtrafe wegen Wilddieberei.
Der Angeklagte war am 8. Februar d. J. von einem Forſt-
auffeher in einem Gehölz bei Wallbeck, wo ſeit Jahren viel
gewildert wird, mit dem Gewehr auf dem Anſtand betroffen
worden. Er warf das Gewehr weg und verſchwand. Das
Gericht erniedrigte die Strafe auf 1 Monat Gefängnis.

Der Sanden-Prozeß.
Montag hat vor der 9. Strafkammer des Landgerichts I zu

Berlin der Prozeß gegen die frommen Bankdirektoren begonuen,
die den Krach der zur Spielhagen-Gruppe gehörenden Banken
verſchuldet haben. Angeklagt ſind: 1. Der frühere Bankdirektor
Kommerzienrat Eduard Sanden aus Potsdam 2. der
frühere Bankdirektor Heinrich Schmidt aus Charlottenburg;
3. der frühere Bankdirektor Paul Puchmüller aus Charlotten-
burg; 4. der Bankier Kommerzienrat Ed. Sch midt aus
Berlin; 5. der frühere ſtellvertretende Bankdirektor Berthold
Warſinski aus Potsdam; 6. der frühere Bankdirektor Otto
Sanden aus Berlin: 7. der frühere Bankdirektor Alerander
Hänſchke aus Zehlendorf. Der Zuſammenbruch Der ſogen.
Spielhagen Gruppe erfolgte bekanntlich Ende 1900. Die Gruppe
ſetzte ſich zuſammen aus folgenden ſechs Banken und Geſell
ſchaften 1. aus der Preußiſchen HypothekenAktienbank, 2. der
Deutſchen Grundſchuldbank, 3. der Aktiengeſellſchaft für Grund-
beſitz und Hypothekenverkehr, 4. der Neuen Berliner Bau-
eſellſchaft, O. der Grunderwerbs Geſellſchaft für Berlin und

die Vororte und 6. dem Märkiſchen Jmmobilienverein. Alle
dieſe Jnſtitute und Geſellſchaften ſtanden untereinander in den
allerengſten Beziehungen, ihre Geſchäftsräume lagen faſt ſämt-
lich in demſelben Hauſe, ihre Verwaltungsorgane beſtanden
faſt immer aus denſelben Perſonen. Die wichtigſte, maß-
gebendſte und einflußreichſte unter dieſen war Kommerzienrat
Eduard Sanden, der gleichzeitig Direktor der Preutziſchen
Hypotheken Aktienbank und der Deutſchen Grundſchuldbank
war und mit beſonderem Genie alle Fäden lenkte, die zu den
übrigen Banken und Tochter-Geſellſchaften hinüberleiteten. Jn
letzteren hatten ausſchließlich ihm verſchwägerte oder doch eng
befreundete und blindlings ergebene Perſonen die Macht in
Händen. So war ſein Bruder Otto Sanden Direktor der
Aktiengeſellſchaft für Grundbeſitz und Hypothekenverkehr, deren
Aktien wieder faſt vollſtändig im Beſitze der von Eduard San-
den geleiteten beiden Banken waren. Die Aktien der Neuen
Berliner Baugeſellſchaft hinwiederum waren überwiegend im
Beſitz der von Otto Sanden geleiteten Bank. Der Märkiſche
Jmmobilienverein, der von der Preußiſchen HuwothekenAktien-
bank gegründet worden iſt, war von dieſer vollſtändig abhängig,
und die Grunderwerbs- Geſellſchaft für Berlin und Vororte ge-
hörte Eduard Sanden und Puchmüller perſönlich. Die ganze
Spielhagen-Gruppe ſtand mit dem alten, hochangeſehenen
Bankhauſe Anhalt u. Wagner aus der Brüderſtraße in engſter
Verbindung. Der Jnhaber dieſes Bankhauſes, Kommerzien-
rat Eduard Schmidt, war gleichzeitig Aufſichtsrat bei der
Preußiſchen Hypotheken Aktien Bank, der Deutſchen
Grundſchuldbank und der Aktien Geſellſchaft für Grund-
beſitz und Hyvotheken Verkehr. Das Bankhaus befand
ſich ſchon ſeit längerer Zeit in ſchwieriger finanzieller Lage,
Kommerzienrat Schmidt hat von der Preußiſchen Hypo-
theken Aktienbank Darlehen in ungeheurer Höhe erhalten, das
Bankhaus ſorgte dagegen dafür, daß die Pfandbriefe und Aktien
der von Eduard Sanden geleiteten beiden Bankinſtitute prompt
untergebracht wurden. Schon in den ſiebziger Jahren tauchten
allerlei Gerüchte über die Preußiſche Hypotheken-Aktienbank auf:
es wurde behauptet, daß die Hypotheken derſelben vielfach außer-
halb der vorgeſchriebenen Beleihungsgrenze lägen und die Pfand-
briefe der Bank keine genügende Deckung hätten. Die Ver-
waltung der Bank nahm damals wiederholt Veranlaſſung, dieſe
Gerüchte öffentlich als gänzlich unbegründet hinzuſtellen, die
Aufſichtsbehörde hatte aber in der Folge wiederholt der Bank
ernſte Vorhaltungen machen müſſen wegen Nichtzurückführung
der Hyotheken auf ihren wahren Wert, wegen des Erwerbs zur
Subhaſtation kommender Grundſtücke durch Strohmänner oder
durch die Direktoren der Bank. Einmal ſoll der Bank ſogar
mit der Entziehung ihrer Privilegien gedroht worden ſein. Um
ſich dieſen der Bank durch die Aufſichtsbehörde bereiteten Schwierig-
keiten zu entziehen und insbeſondere zu verheimlichen, daß

äuſer über Gebühr beliehen wurden, daß die Direktoren mitS Wecn ihrer Banken auf eigne Rechnung in Grundſtücken ſpeku-

lierten 2c., ſoll S. die Tochter und Hilfsinſtitute gegründet haben.
Kommerzienrat Sanden und Puchmüller ſollen Jahre hindurch
für gemeinſame Rechnung große Bauterrains in Schöneberg,
Eharlottenburg und Wilmersdorf aufgekauſt, parzelliert und die
Parzellen mit großem Nutzen weiter verkauft haben. Die Gel-
der zu dieſen Baugeſchäften ſollen ſie der Kaſſe der Preußiſchen
HypothekenAktienbank entnommen und bei der Verbuchung als-
dann allerlei Schiebungen gemacht haben. Den Parzellen-
käufern ſollen dann wieder erſtſtellige Hypotheken aus den
Mitteln der Preußiſchen Hypotheken-Aktienbank beſorgt wordenſein. Die Bank v infolgedeſſen über 95 Millionen Mark
bar verloren haben, weitere Verluſte ergaben ſich daraus, daß
die Bank im Laufe der Jahre eine große Zahl der auf den

Sanden Puchmüllerſchen Terrains erbauten Häuſer in anti
chretiſche Verwaltung nehmen mußte. feig der ausgedehnten
Darlehnsgeſchäfte, die mit der Firma Anhalt und Wagner ge
macht wurden, ſoll die Bank annähernd 20 Millionen Mark
verloren haben. Zur Verdeckung dieſer Geſchäfte ſollen aleich-
falls allerlei Schiebungen gemacht worden e Die großen zu
Anhalt und Wagner gefloſſenen Summen ſollen nicht direkt an
dieſe gegeben ſondern zunächſt an die Aktiengeſellſchaft für
Grundbeſitz und Hypothekenverkehr geliehen und von dieſer dann
an Anhalt und Wagner weiter gegeben worden ſein. Jn ähn-
licher Weiſe ſollen Dahrlehnsgeſchäfte mit der Geſellſchaft Petzold
u. Co., der u. a. Kommerzienrat Sanden und Puchmüller an
gehörten, gemacht worden ſein. Die Angeklagten werden außer-
dem beſchuldigt, zur Verdeckung ihrer unreellen Geſchäftspraktiken,
Kapitalserhöhungen vorgenommen zu haben. Durch unrichtige
Buchungen, falſche Darſtellung der Bilanzen und Fälſchung der Ge
ſchäftsberichte ſollen es die Angeklagten verſtanden haben, ſtatt der
thatſächlich vorhandenen Unterbilanzen noch immer hohe Ge-
winne herauszurechnen und in dieſer künſtlichen Weiſe nicht
nur die Kurſe der Aktien und Pfandbriefe zu halten ſondern
für ſich auch das Recht auf den Bezug der hohen Tantiemen
zu konſtruieren. Jm Herbſt 1900 bildeten die geſchäftlichen
Verhältniſſe der Preußiſchen Hypotheken Aktienbank und ihrer
Tochterinſtitute den Gegenſtand heftiger Angriffe in der Frankf.
Zeitung und anderen Preßorganen, es erfolgte infolgedeſſen
ein ungeheurer Rückfluß der Pfandbriefe, und der Kurs der-
ſelben mußte ſchließlich an der Berliner Börſe geſtrichen wer-
den. Der Zuſammenbruch war unvermeidlich. Durch die Vor-
unterſuchung ſoll feſtgeſtellt worden ſein, daß die Preußiſche
Hypotheken Aktienbank 56/2 Millionen Unterbilanz hatte, daß
ſie eine große Anzahl Grundſtücke weit über ihren Wert be-
liehen, und daß ſie bedeutend mehr Pfandbriefe ausgegeben
hatte, als ſichere Hypotheken dafür vorhanden waren.

Die ſieben Angeklagten befinden ſich ſchon ſeit Ende 1900
bezw. Anfang 1901 in Unterſuchungshaft. Sie haben ſich wegen
Vergehen gegen 8 237 des Hypothekenbank-Geſetzes vom 13. Juli
1899, ferner wegen Untreue und Bilanzverſchleierung auf
Grund der 88 312 und 314 Nr. 1 des neuen Handelsgeſetz-
buches zu verantworten. Die beiden Sanden und Hänſchke
werden außerdem beichuldigt, bei Regulierung der Nachlaß-
maſſe des verſtorbeuen Bankdirektors Heinrich Sanden ſich der
Untreue ſchuldig gemacht zu haben.

Ueber die Verhandlungen am Montag wird berichtet: Gleich
nach Beginn der Verhandlung werden die Angeklagten über
ihre Perſonalien und über ihre Vermögensverhältniſſe befragt.
Eduard Sanden giebt an, daß ſein Vermögen über
2 Millionen, ſein Jahreseinkommen über 200000 Mk.
betragen haben. Auch die anderen Angeklagten waren bis vor
2 Jahren Millionäre, jetzt beſitzen ſie nichts mehr
Sämtliche Angeklagten erklären ſich auf Befragen für nicht
ſchuldig, bis auf Puchmüller, der ſich des Vergehens gegen das
Bankgeſetz für ſchuldig, im übrigen aber auch für nichtſchuldig
bekennt. Während der Vernehmung der Angeklagten erſcheinen
der Staatskommiſſar Geh. Oberregierungsrat Hemptenmacher
und der Bankinſpektor Hartmann im Saale, um der Verhand-
lung beizuwohnen.

Es wurde Kommerzienrat Lucas über das von den Ange-
klagten verſteuerte Vermögen und Einkommen vernommen und
darüber, ob die optimiſtiſchen Berichte Sandens gerechtfertigt
geweſen waren. Kommerzienrat Lucas bejahte dies. Der Ver
teidiger beantragte die Vernehmung des früheren Land-
wirtſchaftsminiſters Frhr. von Lucius, der ſich ge-
äußert habe, daß ſeit dem Eintritt des Direktors
Heinrich Schmidt vollſtändige Ordnung bei der
Preußiſchen Hypotheken Aktien-Bank geherrſcht
habe. Die Geh. Regierungsräte Hermes und Hoppe vom
Landwirtſchaftsminiſterium hätten ſich der Auffaſſung ange-
ſchloſſen. Der Vorſitzende erklärte, daß ſich das Gericht einen
Beſchluß hierüber vorbehalte.

Nach weiterer Vernehmung der Angeklagten beſchließt der
Gerichtshof, die Verhandlung bis Mittwoch vormittag
zu vertagen, um dem Hauptangeklagten Eduard Sanden Zeit
z gewähren, damit er ſich über das Material genau informieren
önne.

Aus dem VReiche.
Berlin. Briefdiebſtahl. Ein Diebſtahl von 14 Ein-

ſchreibebriefen auf einem Poſtamt beſchäftigt angelegentlichſt die
Poſt und Kriminalbehörden. Die geſtohlenen Einſchreibebriefe
enthielten Bargeld und größere Poſten ſeltener Briefmarken von
hohem Werte; die Briefe waren für eine hieſige Briefmarken-
handlung beſtimmt.

Durch Ueberfahren getötet wurde auf dem Potsdamer
Ringbahnhof die 63jährige Telegraphiſtin Seidel aus Charlotten-
burg. Ein Paſſagier, der den eben abfahrenden Zug noch be-
ſteigen wollte, riß die am Trittbrett ſtehende Dame um, ſo daß
dieſelbe unglücklicherweiſe in den Zwiſchenraum zwiſchen den
beiden letzten Wagen fiel und ihr von den Rädern der Bruſt-
kaſten zermalmt wurde. Der Fahrgäſte bemächtigte ſ. bei dem
Vorfall eine große Aufregung. Der Urheber des Unfalls, ein
Reſtaurateur aus Duisburg, erklärte, daß er hinter einem

hergekommen ſei und die verunglückte Dame nicht ſehen
onnte.

Unter dem Verdachte, ſeine Frau vergiftet zu
haben, iſt der Kutſcher Schmidt in Haft genommen worden.
Schmidt hatte vor einiger Zeit ſeine in einer Berliner geburts-
hilflichen Klinik untergebrachte Ehefrau beſucht und ſoll ſie bei
dieſer Gelegenheit vergiftet haben. Thatſache iſt, daß die Frau
bald nach ſeinem Beſuche verſtarb. Da die Gerüchte, Frau Sch.
ſei keines natürlichen Todes m nicht verſtummen wollten,
hat die Staatsanwaltſchaft I die Obduktion der Leiche der
Frau Schmidt angeordnet. Da die Obduktion aber kein poſi-
tives Reſultat ergab, ſollen beſtimmte Leichenteile demnächſt
noch beſonders von einem Gerichtschemiker auf einen etwaigen
Giftgehalt hin unterſucht werden.

Thorn. Ein Arbeiter von ſeinem Arbeitgeber
erſchoſſen. Jm Verlaufe eines Streites feuerte der Beſitzer
Cieslikowski zu Mlewo, Kreis Brieſen, auf ſeinen Arbeiter
Chodzinski einen Schuß ab. Die ganze Schrotladung ging in
den Unterleib. Chodzinski wurde ins Krankenhaus gebracht, er
ſchwebt in großer Lebensgefahr.

Chemnitz. Benzin-Exploſion. Jm Hofe eines
Droguengeſchäftes fand beim Reinigen eines Benzinfaſſes eine
Exploſion ſtatt, wobei ein Markthelfer eine Gehirnerſchütterung
erlitt und ſonſt ſchwere Verletzungen davontrug und das Erd-
geſchoß des Lagergebändes ausbrannte.

Hamburg. Explodiert iſt in der Dynamitfabrik zu
Geeſthacht ein Schuppen, der Nitroglycerin enthielt. Ein
Chemiker und fünf Arbeiter wurden getötet.

Vermiſchtes.
Zwei Reiſende erſchoſſen hat ein anſcheinend irrſinniger

Mann in dem Expreßzuge Paris Lille.
Diamantfund. Jn einer Mine in der Nähe der Stadt

Kimberley wurde ein 400 karätiger Diamant gefunden. Die
Aufregung darüber iſt ſehr groß.

Durchgänger. Wie das B. T. aus Venedig meldet, wurde
im Hotel Beaurivage zu Venedig der 22 jährige Berliner Student
Hans Tewener, Sohn eines Unternehmers, verhaftet. Er war
mit einer großen Geldſumme und in Begleitung einer jungen
Dame, Tekla Jahn, ſeinem Vater durchgegangen. Das Paar
wurde in dem Augenblicke feſtgenommen, als der Student das
Mädchen und ſich erſchießen wollte. Jm letzten Studenten-
verzeichnis der Berliner Univerſität iſt der Name des Ver
hafteten nicht zu finden.

Die Kataſtrophe in Weſtindien.
Ueber die Lage auf Martinique wurde am c der

Londoner Morning Poſt aus Santa Lucig gemeldet: St. Pierre
iſt jetzt ganz mit Lava bedeckt, keine Mauer ſteht mehr und
nichts iſt mehr ſichtbar, als eine gewaltige graue Decke, die ſich
vier Meilen weit erſtreckt. 3000 Leichen wurden in den Straßen
geſunden und verbrannt, ehe der letzte Ausbruch ſtattfand.
35 000 Leichen liegen noch in den Ruinen. Es iſt gefährlich, ſich
dem Orte zu nähern, ehe die Lavadecke t geworden iſt.
Aſchenregen fallen noch immer auf die Jnſel hernieder, begleitet
von Detonationen, die ſich wie der Donner von Tauſenden
großer Kanonen anhören. Fort de France iſt ſicher, aber die
Bevölkerung befürchtet, die beſtändig über der Stadt zuckenden
Blitze könnten die Hundert von Tonnen Sprengſtoff entzünden,
die in den Forts der Stadt und der Umgebung derſelben auf
geſpeichert ſind. Die Bevölkerung flieht auf die benachbarten
Jnſeln. Am Freitag kamen 200 Flüchtlinge in Santa Lucia
und in Guadeloupe an. Die meiſten Flüchtlinge ſind
mittellos.Die Revolution im Erdinnern erſtreckt ſich ſogar bis nach
Europa. Jn verſchiedenen Ländern ſind Erſcheinungen auf-
getreten, die mit den Ausbrüchen auf den Antillen im Zu-
ſammenhang ſtehen müſſen. So wird aus Frankreich gemeldet:
Der Vulkan von Saint Pierre de Varennes, der im Zentrum
des Moran-Gebirgsſtockes zwiſchen den Städten Couches-les-
Mines und Le Creuſot gelegen iſt und als erloſchen gilt, ſcheint
die umliegenden z aufs neue zu bedrohen. Jn denletzten Tagen der verfloſſenen Woche wurde dumpfes Grollen
aus dem Erdinnern vernommen, das mit Bodenſchwankungen
verbunden war, und in der Nacht vom Sonntag zum Montagverſetzte ein ungewöhnliches Grollen die Bewohner in höchſte

Erregung. Gegen morgen wiederholte ſich das drohende Ge-
räuſch. Die Beunruhigung dauert an. Ferner wird aus Pau
gemeldet, daß in der Nacht vom Mittwoch zum Donnerstag
Schwankungen des Bodens auf verſchiedenen Punkten des
r irrs von Oloron und in dieſer Stadt ſelbſt verſpürt
wurden.

Auch in Spanien und Portugal ſind ähnliche Beobach-
tungen gemacht worden. Ein merkwürdiges Naturereignis iſt
bei Pedroſe, ſechs Meilen von Oporto beobachtet worden. Feuer
und Rauch ſtiegen plötzlich aus Erdſpalten auf, gleichzeitig
herrſchte ein Tornado. Auch wurden Erdſtöße verſpürt. Man
glaubt, daß dieſe Erſcheinung mit den vulkaniſchen Ausbrüchen
in Martinique in Zuſammenhang ſtehe.

Jn Temesvar in Ungarn wurden, wie von dort vom 24. Mai
nach Berlin berichtet wird, an den Signalapparaten der meteoro-
logiſchen Station ſieben Erdſtöße in ſüdlicher Richtung kon-
ſtatiert, denen ein kurzer, überaus heftiger Sturmwind voran-
gegangen war.

Setzte Nachrichten.
Frankfurt a. M., 27. Mai. Die Frkf. Ztg. meldet aus

Newyork: Der Kommandeur Berry vom Kriegsſchiff Dixie tele
graphiert, daß der Souffriere wieder in Eruption ſei.

Korfu, 27. Mai. Hier wurde geſtern nachmittag ein heftiges
Erdbeben von Nord nach Süd verſpürt.

Laibach, 27. Mai. Die Erdbebenwarte meldet, daß geſtern
mittag auf Diſtanz von 6—-700 Kilometer ein ſtarkes Erdbeben
ſtattgefunden hat.

London, 27. Mai. Die Verluſtliſte der Engländer in Süd-
afrika in vergangener Woche beträgt: 2 Mann tot, 10 ver-
wundet, 25 verſtorben.

Briefkaſten der Redaktion.
H. S. F. Sie dürfen doch nicht von einer böſen Schwieger

mutter auf alle ſchließen.
O. V. in Z. Unter Jnſinuation wird in Jhrem Falle

wohl zu verſtehen ſein die rn einer Schrift bei oder
ſeitens einer Behörde, insbeſondere die Einhändigung einer
gerichtlichen Vorladung an den Beteiligten. Modus heißt
Art und Weiſe.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle (Süd, Steinweg 2), den 26. Mai.

Aufgeboten: Pfleger Stolze und Jda Kühlemann (Niet-
leben und Halle a. S). Bäckermeiſter r und Minna
Weide Halle und Könnern). Eiſendreher Schatz und Emma
Gittel (Dieskau).

Geboren rn Sommer T. (Turmſtraße 158).Kaufmann Jliſch S. Merſeburgerſtr. 22). Arbeiter Sandring
T. Schmiedſtr. 39. Arbeiter Türck S. (Schmiedſtr. 24).
Töpfer Sichting T. (Weingärten 37). Schmied Herzberg T.Gakobſtr. 47). Schuhmachermeiſter Barche T. (guttelhof 4).

Maler Naumann T. (Saalberg 4). Kellner Zwanzig T.
(Marthaſtraße 30). w. Ziegler T. h 33).Schloſſer Hollmig S. (Thorſtr 27). Bierzapfer Harniſch S.
(Gr. Steinſtr. 67). Poſtaſſiſtent Hennig S. (Forſterſtr. 44).
„Geſtorben: Arbeiter Trappiel, 76 J. (Gr. Steinſtr. 31).

Privatmann Mitſching, 65 J. (Eliſabeth-Krankenhaus). Penſ.
Lokomotivführer Breitfeld, 56 J. (Dorotheenſtr. 1a). Konditor
Simon T., 3 J. (Gr. Klausſtr. 25). Geſchirrführers Auguſtin
Ehefrau, 50 J. (Siechenanſtalt). Witwe Hüther, 66 J. (Olegarius-
ſtraße 4. Klempner Woditzki, 20 J. (Klinik). Lageriſt Degen-
hardt, 22 J. (Klinik). Chemiker Koch, 21 J. (Klinikh). an
toffelfabrikanten Fricke T., 1 J. (Schülershof 12). Arbeiter
Braune, 46 J. (Steg 19).

Halle (Nord, Burgſtraße 38), 26. Mai.
Aufgeboten: Tiſchler Drobig und Martha Brochnow geb.Lindner (Gr. Wallſtr. 12). Oberlehrer Dr. phil. Stacker Und

Eleonore Strey (Gütchenſtr. 3 und Friedrichſtr. 24).
Geboren: Arbeiter Helmert T. (Trothaerſtr. 37). Böttcher

Schiemeck T. (Berlinerſtr. 32). Polizeiwachtmeiſter Ramlow
S. Burgſtr. 59). Kaufmann Marbach T. Reilſtr. 11). Tiſchler
Mündecke S. Hermannſtr. 7).
„„Geſtorben Böttchers Schimeck T. 3 Tage (Berlinerſtr. 32).
Zimmermanns Frohne Ehefrau, 56 J. Gerderſtr. 57). Land
wirtſchaftl. Sachverſtändigen Lieban T., totgeb. (Ludwig
Wuchererſtraße 50). Malers Roder T., 1 J. (Kl. Brunnen-
ſtraße 2). Tiſchlers Mündecke S., 3 Std. Hermannſtr. 7).

Arbeiter Sekretariat, Halle a. S.,
Geiſtſtraße 21, 1. Hof rechts.

Geöffnet nur Werktags von 91/2
und 4--8 Uhr.

Sonnabend nachmittag geſchloſſeu.
Unentgeltliche Auskunftserteilung in gewerblichen Streitig

keiten über Kranken-, Unfall, Alters- und Jnvalid:täts Ver
ſicherung, über Arbeiterſchutz, Vereins- und Verſammlungsrecht

ſowie über das Fabrikinſpektorat u. ſ. w.

Die Redaktion verpflichtet ſich nicht zur brieflichenBeantwortung von Anfragen. Das Veilegen a
marke ändert daran nichts.

Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.
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